
Vertretung der Interessen der Arbe
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itnehmer 
geht, dann gibt es nur die Ausnutzung des 
Gesetzes." )

Es ist verständlich, daß der Gesetzentwurf 
seitens der Interessenvertretungen der leiten-
den Angestellten radikal abgelehnt wird. Sie 
nennen das Vertretungsprinzip der „Leiten-
den" „Etikettenschwindel" und fühlen sich in 
„unzumutbarer Abhängigkeit" von der Ein-
heitsgewerkschaft, da nur ihre Mitgl
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ieder 
oder Sympathisanten die Chance hätten, in 
den Aufsichtsrat vorzudringen ).

Angesichts der möglichen Schlüsselstellung 
der „Leitenden" im Aufsichtsrat ist der Streit, 
der um die Abgrenzung dieser Gruppe ent-
standen ist, verständlich. Dabei geht es um 
die Abgrenzung sowohl nach „unten" als 
auch nach „oben". Im ersten Koalitionsent-
wurf war vorgesehen, durch Bezug auf den 
§ 105 Aktiengesetz die Wählbarkeit aller Pro-
kuristen und der „zum gesamten Geschäftsbe-
trieb ermächtigten Handlungsbevollmächtig-
ten" auszuschalten. Der FDP gelang es je-
doch, den Kandidatenkreis nach „oben" aus-
zuweiten. Im Kabinettsentwurf ist einschrän-
kend vorgesehen, „daß die Wählbarkeit eines 
Prokuristen als Aufsichtsratsmitglied der Ar-
beitnehmer nur ausgeschlossen ist, wenn die-
ser dem zur gesetzlichen Vertretung befugten 
Organ (der Vorstan
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d — die Verf.) unmittelbar 
unterstellt und zur Ausübung der Prokura für 
den gesamten Geschäftsbereich des Organs 
ermächtigt ist" ).

Die Abgrenzung des „Leitenden" nach „un-
ten" erfolgt im Gesetzentwurf nach den Be-
stimmungen des § 5 Abs. 3 des Betriebsverfas-
sungsgesetzes. Danach werden diejenigen zu 
den leitenden Angestellten gezählt, die

„1. zur selbständigen Vertretung und Entlas-
sung von im Betrieb oder in der Betriebsab-
teilung beschäftigten Arbeitnehmern berech-
tigt sind oder

2. Generalvollmacht oder Prokura haben oder

3. im wesentlichen eigenverantwortlich Auf-
gaben wahrnehmen, die ihnen regelmäßig we-
gen deren Bedeutung für den Bestand oder 
die Entwicklung des Betriebes im Hinblick 
auf besondere Erfahrungen und Kenntnisse 
übertragen werden."

Die bisherige Praxis der Mitbestimmung im 
Bereich des Betriebsverfassungsgesetzes zeigt 
aber, daß diese begriffliche Abgrenzung sehr 
umstritten ist. Ungefähr 800 Rechtsstreitigkei-
ten um die Definition der „Leitenden“ in kon-
kreten Fällen zeigen, daß es sich insbesonde-
re beim dritten Kriterium um eine Leerformel 
handelt, die unterschiedliche Auslegungen 
gestattet. Während es im Interesse des Be-
triebsrates liegt, den Begriff des „Leitenden" 
möglichst restriktiv auszulegen, um so den 
Einflußbereich des Betriebsrates auszuweiten, 
liegt es im Interesse der Unternehmenslei-
tung, möglichst viele Unternehmensangehöri-
ge unter die Kategorie der „Leitenden“ zu 
subsumieren, um sie so dem Einfluß des Be-
triebsrates zu entziehen.

Auch das Bundesarbeitsgericht (BAG) hat in 
einem Beschluß vom 5. März 1974 die gesetz-
lichen Kriterien als so unscharf bezeichnet, 
„daß sie noch keine justiziable Abgrenzung 
ermöglichen" 48). Das BAG hat versucht, die 
„verdeckte Regelungslücke" vom Sinn und 
Zweck des Gesetzes her zu füllen und ist in 
der mündlichen Erklärung von einer „.Interes-
senpolarität' zwischen den an Stelle des Un-
ternehmers handelnden leitenden Angestell-
ten und der Arbeitnehmerschaft" 49 ) ausge- 
gangen. Die mündliche Erklärung des BAG 
erweckte in der Öffentlichkeit den Eindruck, 
daß die Gruppe der leitenden Angestellten 
sehr eng definiert und eindeutig dem Arbeit-
geber zugeordnet wurde. Obwohl sich das 
„Kasseler Urteil" allein auf das Betriebsver-
fassungsgesetz bezieht, setzte ein heftiger 
Disput um die möglichen Konsequenzen für 
die neue Mitbestimmungsregelung ein. Wäh-
rend die einen folgerten, damit sei die Zuord-
nung der „Leitenden" zur Arbeitnehmer-Bank 
unhaltbar 50 ), zogen andere den Schluß, das 
MitbestG. müsse zumindest eine Neudefinition 
der „Leitenden", speziell für den Anwen-
dungsbereich dieses Gesetzes, erhalten. Nach 
der schriftlichen Begründung des BAG er-
scheint die Abgrenzung der leitenden Ange-
stellten, obwohl dringend klärungsbedürftig, 
wieder völlig offen. Der in der mündlichen 
Erklärung betonte Interessengegensatz kann 
nach der schriftlichen Begründung „mehr 
oder weniger zurücktreten, wenn die Gesamt-
betrachtung der Funktionen des Angestellten 

45) Zitiert in: „Der Mitbestimmungskompromiß der 
sozial-liberalen Koalition hat noch nicht alle Hür-
den genommen", Frankfurter Rundschau v. 4 2 
1974.
46) Vgl. „Vom Freiburger Kurs gewichen", FAZ v. 
18. 2. 1974.
47) Vgl. § 6 (2) Entwurf MitbestG.

48) Zitiert nach „.Leitende1 sind nicht definierbar", 
Handelsblatt v. 11. 4. 1974.

49) Erklärung des BAG vom 5. 3. 1974, in: Gesell-
schaftspolitischer Informationsdienst (gpi) Nr. 12/74,
Anhang.
50) Vgl. Eugen Loderer, BAG-Urteil zeigt: Quasiun-
ternehmer gehöien nicht auf die Arbeitnehmerbank
im Aufsichtsrat, in: Metall-Pressedienst v. 8. 3 
1974.



diesen gleichwohl in die Nähe des Unterneh-
mers weist, weil bei der Wertung der anderen 
maßgeblichen Gesichtspunkte die unterneh-
merischen Teilaufgaben das Gepräge ge-
ben“ 51 ). Eine solche Formulierung dürfte als 
praktikables Abgrenzungskriterium schwer-
lich geeignet sein.
Ein weiterer Konfliktstoff bei der Kompromiß-
suche war die Rolle der Gewerkschaften. Im 
Gesetzentwurf ist vorgesehen, daß die Ge-
werkschaften für drei der im Grundmodell ge-
planten zehn Arbeitnehmervertreter ein Vor-
schlagsrecht haben. Daß sich dieses Vor-
schlagsrecht in der Realität wie ein Entsen-
dungsrecht auswirken wird, liegt u. a. an dem 
noch zu erläuternden gewerkschaftsorientier-
ten Wahlverfahren.
Die Akzeptierung der drei Gewerkschaftsver-
treter ist als ein weitgehendes Zugeständnis 
der FDP zu betrachten. In den Freiburger 
Thesen heißt es, daß die Entsendung externer 
Arbeitnehmervertreter „prinzipiell mit libera-
len Vorstellungen einer größtmöglichen Mit-
bestimmung der Betriebsangehörigen, auch auf 
der unternehmerischen Ebene“, nicht verein-
bar ist52 ). Das Zugeständnis seitens der SPD 
liegt dagegen in der geringeren Zahl von au-
ßerbetrieblichen Vertretern als im SPD-Kon-
zept vorgesehen.

55) Es wird befürchtet, das vorgesehene System 
öffne der Manipulation Tür und Tor. Gewerkschaft-
ler könnten wichtige Entscheidungen solange hin-
auszögern, bis sie selbst den Vorsitzenden stellten, 
oder über die Hausbank, bei der vielleicht gerade 
die Arbeitnehmerseite „herrsche", unliebsame Vor-
haben von der Finanzierungsseite her erschweren. 
Vgl. „Die kalte Machtergreifung", FAZ v. 6. 2. 1974.

Nach Meinung des DGB wird mit der vorge-
sehenen Regelung verhindert, „übergreifende 
Arbe
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zu bringen" ).  Umgekehrt wendet sich die 
Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitge-
berverbände (BDA) generell gegen betriebs-
fremde Arbeitnehmervertreter im Aufsichts-
rat, da sie eine Fernsteuerung durch die Ge-
werkschaftszentralen befürchtet und damit 
eine Aufweichung der dezentralen marktwirt-
schaftli 54chen Ordnung ).

51) Zitiert nach „.Leitende' sind nicht definierbar", 
a. a. O.

52) Freiburger Thesen, Unternehmensmitbestim- 
mung, Vorbemerkung.

53) Erklärung des DGB-Bundesausschusses zum Mit-
bestimmungskompromiß, in: DGB-Nachrichten- 
Dienst v. 18 2. 1974.
Vgl. im Gegensatz dazu Biedenkopf-Gutachten 
S. 45 f. und S. 55, wonach sich Arbeitnehmervertre-
ter und Gewerkschaften im Montan-Bereich z. B. 
Konzentrationsbewegungen nicht widersetzt haben, 
wenn ihr „Mitbestimmungsbesitzstand" gewahrt 
blieb. Nach Ansicht der Befragten hat „ebensowe-
nig wie die Verhinderung eines Mißbrauchs wirt-
schaftlicher Macht . .. die Verhinderung eines poli-
tischen Mißbrauchs der wirtschaftlichen Machtstel-
lung in der Mitbestimmung der Nachkriegszeit eine 
Praktische Rolle, gespielt.

54) Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeber-
verbände: Unternehmer zur Mitbestimmung. Erklä-
rung des „Arbeitskreises Mitbestimmung", Köln 
1973, S. 9 f.

3. Das Pattproblem

Das Pattproblem taucht im Koalitionsmodell 
in verschärfter Form auf, da sowohl auf die 
SPD-Lösung des „Neutralen" verzichtet wird 
als auch auf eine eigenständige dritte Bank 
„Disposition" nach den FDP-Vorstellungen.

Als erster Lösungsversuch bei einem Patt in 
Sachfragen wird dem Aufsichtsratsvorsitzen-
den ein Stichentscheid zugestanden. Daher 
gewinnt der Wahlmodus für diese Position an 
Bedeutung.
Im ersten Wahlgang ist für den Aufsichtsrats-
vorsitz eine Zwei-Drittel-Mehrheit der Auf-
sichtsratsmitglieder erforderlich. Im zweiten 
Wahlgang genügt die einfache Mehrheit, mit 
der Folge, daß Vorsitz und Stellvertretung in 
zweijährigem Turnus zwischen den beiden 
„Bänken" wechseln. In einer Pattsituation 
entscheidet das Los, welche Seite zuerst den 
Vorsitz stellt. Der zu erwartende turnusmäßi-
ge Wechsel in Verbindung mit dem Stichent-
scheid des Aufsichtsratsvorsitzenden läßt ei-
nige Kritiker befürchten, daß es zu einer re-
gelmäßigen Änderung in der Unternehmens-
politik kommen könne, daß sich „Gewerk-
schaftsjahre" und
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 „Kapitaljahre" abwechseln 

könnten ).
Alle diese Überlegungen dürften jedoch mü-
ßig sein, denn der Stichentscheid in einer 
Pattsituation ist an die vorherige Zustimmung 
der Mehrheit sowohl der Kapital- als auch 
der Arbeitnehmerseite gebunden. Da Pattsi-
tuationen nur bei wichtigen Fragen auftau-
chen dürften, ist es höchst unwahrscheinlich, 
daß die Seite, die nicht den Aufsichtsratsvor-
sitzenden stellt, diesem den Stichentscheid 
einräumt. Damit handelt es sich bei dieser 
Art von Patt-„Lösung" eindeutig um eine 
Scheinlösung.

Wenn der Stichentscheid verweigert wird und 
die Pattsituation anhält, bleibt letztlich nur 
der Rückgriff auf § 111 Abs. 4 des Aktienge-
setzes, der es dem Vorstand ermöglicht, not-
falls die Hauptversammlung als letzte Ent-
scheidungsinstanz anzurufen, die die Vor-
standsvorlage mit zwei Dritteln der abgegebe-
nen Stimmen billigen kann.

Als zentrale Aufgabe des Aufsichtsrates wird 
häufig die Wahl des Vorstandes bezeichnet. 



In der Gesetzesvorlage sind dafür notfalls 
vier aufeinanderfolgende Wahlschritte vorge-
sehen:
1. Schritt: Wahl mit Zwei-Drittel-Mehrheit;
2. Schritt: Wahl mit einfacher Mehrheit, wo-
bei ein paritätisch besetzter Ausschuß des 
Aufsichtsrats neue Vorschläge macht;
3. Schritt: Vorschlagsrecht des Vorstandes, 
Wahl mit einfacher Mehrheit des Aufsichtsra-
tes;
4. Schritt: Gemeinsame oder getrennte Vor-
schläge des Aufsichtsratsvorsitzenden und 
seines Stellvertreters, Entscheidungsrecht der 
Hauptversammlung.
Mit dieser Regelung wird versucht, die 
schwierige Balance zwischen Einigungszwang 
und Entscheidungsfähigkeit zu wahren. Der 
Letztentscheid der Hauptversammlung ist, 
wie viele Beobachter meinen, die wichtigste 
Änderung des Gesetzentwurfes gegenüber 
den Ergebnissen der ersten Verhandlungsrun-
de, eine Änderung, die Biedenkopf triumphie-
ren läßt, damit habe die Koalition zu dem tra-
genden Grundsatz des Hamburger Parteitages 
gefunden 56).
Von den Gewerkschaften wird massiv kriti-
siert, daß durch dieses Verfahren die Parität 
unterlaufen werde. Die Versuchung für die 
Kapitalseite sei groß, Pattsituationen herbei-
zuführen, um letztlich die Hauptversammlung 
in ihrem Sinn entscheiden zu lassen.

Demgegenüber wird von Seiten der Arbeitge-
ber moniert, daß dieses komplizierte Wahl-
verfahren in der Praxis nicht durchführbar 
sei, da qualifizierte Kandidaten für die so 
wichtigen Vorstandsposten sich einem derar-
tigen Wahlverfahren nicht unterwerfen wür-
den. Im übrigen sei eine kurzfristige Einberu-
fung der Hauptversamml
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ung „unpraktikabel 

und organisatorisch undurchführbar“ ).

Auch Arbeitsminister Walter Arendt benutzt 
dieses Argument, wenn er sagt: „Wer die 
Praxis einigermaßen kennt, wird mir sicher 
beipflichten, wenn ich sage, daß es dann 
wahrscheinlich keinen Kandidaten für ein sol-
ches Amt mehr geben wird.“ 58 ) Damit wird 
zur Verteidigung dieser Regelung auf deren

56) Vgl. Kurt H. Biedenkopf, Zwischen Utopie und 
Dilettantismus. Ein Kompromiß mit vielen und ge-
fährlichen Mängeln, in: Die Zeit v. 1. 3. 1974, S. 6

57)
 i. 

 So der Vorsitzende der Bayer AG auf der Groß-
kundgebung der BDA am 26. 3. 1974. Kurt Hansen, 
Die Auswirkungen der Regierungsbeschlüsse in der 
Praxis eines Unternehmens (maschinenschriftliches 
Mskr.J, S. 11.

58)  Stenographische Berichte des Deutschen Bundes-
tages, a. a. O., S. 5298.

Ausnahmecharakter verwiesen und der Ein;, 
gungszwang betont.
Die zukünftige Praxis bei diesem Verfahren 
ist nicht logisch ableitbar. Immerhin erscheint 
es interessant, daß im Montan-Bereich, wo es 
eine ähnlich komplizierte Regelung bei der 
Wahl des „Neutralen" gibt, die Hauptver-
sammlung nie angerufen werden mußte.
Ein besonderes Problem bilden die von der 
Reform betroffenen Unternehmen in der Bun-
desrepublik, die Teil eines ausländischen 
Konzerns sind. Es ist argumentiert worden, 
die neue Regelung stelle die einheitliche Wil. 
lensbildung im Rahmen des Konzerns in Fra-
ge. Die ausländische Konzernmutter sei insbe-
sondere nicht in der Lage, bei der deutschen 
Tochtergesellschaft einen Vorstand ihrer 
Wahl zu bestimmen, und dies könne dazu 
führen, daß ausländisches Kapital die Bundes-
republik zukünftig meide. Der wirtschaftspoli-
tische Sprecher der FDP, Lambsdorff, erwartet 
demgegenüber, daß bei multinationalen Un-
ternehmen der Stichentscheid der Hauptver-
sammlung praktisch wirksam wird: „Die kön-
nen ja mit ihrer meist aus einem Mann beste-
henden Hauptversammlung bei der Vor-
standsbestellung pr

59
oblemlos durch alle Wahl 

instanzen gehen." )
Im Gesetzentwurf ist im Gegensatz zur ersten 
Fassung ein Passus — § 29 — eingeführt wor-
den, der eine „Überparität" der Arbeitnehmer 
bei inländischer Kapitalverflechtung verhin-
dern soll. Sind mindestens 25 % des Kapitals 
eines mitbestimmten Unternehmens B in der 
Händen eines mitbestimmten Unternehmens 
A, so wird über die Ausübung der aus der 
Kapitalbeteiligung resultierenden Rechte, wie 
z. B. Mitwirkung bei der Bestellung des Vor-
standes von B, allein von der Kapitalseite in 
Aufsichtsrat von A entschieden. Damit soll 
ausgeschlossen werden, daß die Arbeitneh- 
mervertreter durch eine „Kettenreaktion 
d. h. dadurch, daß sie nicht nur die Arbeitneh-
merbank im Aufsichtsrat von B stellen, son-
dern — über die von den Arbeitnehmern mil- 
bestimmten Entscheidungen im Aufsichtsrat 
von A — auch die Kapitalbank von B beein-
flussen, das Übergewicht erhalten.
Die Arbeitgeber fürchten weiterhin, daß da' 
komplizierte Wahlverfahren dazu führt, daß 
sich die paritätische Besetzung des Aufsichts-
rates über das Wahlverfahren auch auf den 
Vorstand und über diesen hinaus sogar auf 
das mittlere Management erstrecken werde 
daß es also zu einem die unternehmerischer.

59) Zitiert in: „Europa-Skat ohne die Franzosen 
Lambsdorff: Entwurf wird nicht geändert“, in. Han-
delsblatt v. 11. 3. 1974.



Entscheidungen lähmenden Proporzsystem 
auch in der Personalpolitik kommen wer-
de“). Die Arbeitgeber stützen ihre Befürch-
tungen auf Aussagen der Gewerkschaften, die 
betonen, daß Vorstandsposten „politische Po-
sten“ s 61eien ).
Während also auf der einen Seite eine „Politi-
sierung" des Managements befürchtet wird, 
erhofft sich der SPD- und DGB-Exponent Matt- 
höfer „eine entscheidende Änderung im Kar-
rieredenken d 62er leitenden Angestellten" ).
Die Arbeitgeber kritisieren weiter, daß durch 
eine von den Gewerkschaften mitbestimmte 
Personalpolitik die Tarifautonomie gefährdet 
werde, da die Gewerkschaften bei Tarifaus-
einandersetzungen Vertretern der Unterneh-
men gegenübersitzen könnten, die von ihnen 
abhängig seien. „An Stelle der Tarifautono-
mie träte die Gefahr des einseitigen Lohndik-
tats 63.“ )

4. Wahlverfahren

Einer der umstrittensten Punkte des Koali- 
tionsmodells ist das Prinzip der Wahl der Ar-
beitnehmervertreter in den Aufsichtsrat durch 
ein Wahlmännergremium. Es findet somit kei-
ne Urwahl statt, sondern eine indirekte Wahl. 
Die Zahl der Wahlmänner steht in direktem 
Verhältnis zu der Zahl der Arbeiter, Ange-
stellten und leitenden Angestellten, wobei je-
doch ein Minderheitenschutz für jede Gruppe 
vorgesehen ist.
Die Wahlvorschläge erfordern

%
 bereits das 

hohe Quorum von 10°/  oder von 100 Mitglie-
dern der betreffenden Gruppe. Die Wahl er-
folgt durch die Gesamtbelegschaft gemein-
sam, geheim und nach den Grundsätzen der 
Verhältniswahl in den einzelnen Betrieben ei-
nes Unternehmens.
Die Regierung hat die indirekte Wahl damit 
begründet, daß die Urwahl kompliziert und

60) Vgl. Kurt Hansen, a. a O., S. 101. Demgegen-
über wird ein paritätisch besetzter Vorstand z. B 
von der DKP direkt gefordert. Vgl. DKP: Vor-
schläge der DKP für demokratische Mitbestimmung 
2 Aufl., Düsseldort o. J.

61) Vgl. „Bei der Mitbestimmung geht es dem DGB 
nur um die Macht. Auszüge aus einem Muster

62)

refe- 
tat der Gewerkschatten", Handelsblatt v. 26. 2. 1974. 
"  Zitiert nach: „SPD: Leitende Angestellte organi-
sieren", Süddeutsche Zeitung v 31. 1. 1974.

63)I So der Präsident der BDA auf der Großkundge-
bung der BDA am 26. 3. 1974. Hanns Martin 
Schleyer, Marktwirtschaftsfeindlich — weltbe- 
werbsgelährdend — syndikalistisch (maschinen- 
sdhriftliches Mskr.J, S. 21. Die Biedenkopf-Kommis-
sion hat allerdings bei ihrer Analyse des Montan- 
Bereichs eine Gefährdung der Tarifautonomie 
nicht feststellen können. Vql. Biedenkopf-Gutach-
ten, S. 47 f.

zeitraubend sei und die Bewerber den meisten 
Arbeitnehmern vielfach unbekannt seien, 
woraus häufig eine Zufallsergebnisse begün-
stigende geringe Wahlbeteiligung folge. „Es 
kann daher davon ausgegangen werden, daß 
eine W
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ahl der Aufsichtsratsmitglieder der 
Arbeitnehmer durch Wahlmänner, vor allem 
in größeren Unternehmen, den Ansprüchen an 
eine demokratisch legitimierende Wahl eher 
gerecht wird als eine Urwahl." )

Neben dieser wenig überzeugenden offiziellen 
Begründung hat Bundesarbeitsminister Arendt 
als weiteres Motiv angeführt, daß das Wahl-
männersystem eine Barrier
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von „Extremisten" darstelle ).

Da bei Wahlen in Großunternehmen aus orga-
nisatorischen Gründen in der Regel über ge-
werkschaftliche Listen abgestimmt wird, dürf-
te auch das Wahlmännergremium gewerk-
schaftlich dominiert sein. Nimmt man weiter 
an, daß die Gewerkschaften die Wahl von 
„Extremisten" in den Aufsichtsrat zu verhin-
dern suchen, so kann in der Tat angenommen 
werden, daß diese, aber auch generell Vertre-
ter von Minderheitsgruppen aller Art, die in 
der Belegschaft eventuell großes Ansehen ge-
nießen, bei der indirekten Wahl wenig Chan-
cen haben. Das „Extremisten”-Argument ver-
rät deutliches Mißtrauen in die Mündigkeit 
der Arbeitnehmer. Der Generalsekretär der 
CDU hat die Kritik pointiert so formuliert: 
„Gemessen an dem hohen Anspruch, mehr 
Demokratie zu verwirklichen, ist der Vor-
schlag r 66eaktionär." )

Während für die Wahl der Wahlmänner das 
Verhältniswahlrecht gilt, werden die Auf-
sichtsratsmitglieder von dem Wahlmänner- 
gremium nach dem Mehrheitswahlrecht ge-
wählt.

Die Aufsichtsratssitze der Arbeitnehmer wer-
den auf die einzelnen Gruppen entsprechend 
ihrem Anteil an der Gesamtbelegschaft ver-
teilt, wobei aber mindestens je ein Sitz auf 
die Gruppe der Arbeiter, Angestellten und 
leitenden Angestellten entfällt. Vorschläge 
müssen von mindestens 20 0/o oder 100 Mit-
gliedern der jeweiligen Gruppe unterstützt 
werden.

Das Mehrheitswahlrecht begünstigt eindeutig 
die stärkste Gruppierung im Wahlmännergre-

64) Entwurf MitbestG, Begründung zu § 9.
65)  Vgl. Stenographische Berichte des Deutschen 

Bundestages, a. a. O., S. 5298.
66) Kurt H Biedenkopf, Die Koalitionsvereinbarun-
gen in den Fragen der Mitbestimmung und Vermo- 
gensbildung, in: Deutschland Union Dienst v. 25. 1. 
1974.



mium und damit in der Regel die DGB-Ge-
werkschaften. 51 % der Sitze im Wahlmän-
nergremium genügen, um im ersten Wahlgang 
alle Aufsichtsratssitze der Arbeitnehmerbank 
zu besetzen67 ). Bei Fehlen einer Mehrheits-
gruppe im ersten Wahlgang genügt für den 
zweiten Wahlgang die relative Mehrheit. Der 
aus dem Mehrheitswahlrecht resultierende 
fehlende Minderheitenschutz im Wahlmän-
nergremium ist vor allem von der CDU und 
den kleineren Gewerkschaften als „undemo-
kratisch" 68heftig attackiert worden ).

67) Das setzt allerdings voraus, daß es für alle Sitze 
der Mehrheit genehme Kandidaten gibt, deren Kan-
didatur von 20 °/o oder 100 Mitgliedern ihrer 
Gruppe unterstützt wird. Vgl. die exemplarische 
Behandlung dieser Problematik bei den leitenden 
Angestellten.
68) Vgl. Erklärung des Bundesvorstandes der CDU, 
in: CDU Pressemitteilungen v. 28. 1. 1974; Brief 
des Bundesvorstandes der Deutschen Angestellten- 
Gewerkschaft (DAG) an die Abgeordneten des 
Deutschen Bundestags v. 21. 3. 1974.
69) Eine solche mögliche Gruppierung wären z. B. 
auch die ausländischen Arbeitnehmer.
70) Franz Heubl, Rätesystem durch die Hintertür? 
in: Bayernkurier v. 23. 2. 1974. — In der Praxis 
dürfte ein Aufsichtsratsmitglied mehr dadurch 
unter Druck gesetzt werden, daß es (in der Regel) 
wiedergewählt werden möchte und es darum nicht 
„frei" in seinen Entscheidungen ist — ein Problem, 
das sich besonders dem leitenden Angestellten stel-
len dürfte.

Wenn man davon ausgeht, d
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aß möglichst alle 
Gruppierungen )  im Unternehmen die Chan-
ce haben sollten, im Aufsichtsrat repräsen-
tiert zu sein, wäre die allgemeine Anwendung 
des Verhältniswahlrechts sinnvoll. Diese 
Überlegung gilt allerdings auch für die Kapi-
talseite, da das in der Hauptversammlung gel-
tende Wahlrecht auch z. B. eine Repräsentanz 
der Kleinaktionäre im Aufsichtsrat behin-
dert.
Möglichkeit und Modus der Abberufung von 
Aufsichtsratmitgliedern ist von Kritikern als 
deutliche Tendenz zum „imperativen Mandat" 
interpretiert worden. Das „imperative Man-
dat“, das durch Weisungsabhängigkeit der 
Gewählten von den Wählern gekennzeichnet 
ist, werde zwar nicht direkt im Gesetz veran-
kert, die Abberufbarkeit und der damit ver-
bundene Druck führe aber zu einem „impera-
tiven Mandat" und zum „Rätesystem durch 
die Hintertür" 70).

Nach dem ersten Entwurf konnten Aufsichts. 
ra
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des Betriebsrates oder von 20 °  der Arbeit-
nehmer durch eine Entscheidung des Wahl-
männergremium %s mit 75 °/  Mehrheit abberu-
fen werden. Diese durch das Fehlen jeglichen 
Gruppenschutzes gekennzeichnete Regelung 
hätte insbesondere den Vertreter des Faktors 
Disposition jederzeit zur „Disposition" des 
Wahlmännergremiums gestellt.
Im zweiten Koalitionskompromiß ist diese Be-
stimmung dadurch erheblich entschärft wor-
den, daß das Antragsrecht für die Abberufung 
nur noch 75 °/o der betreffenden Gruppe zu-
steht.
Das gesamte Wahlverfahren ist eindeutig ge- 
werkschafts-, genauer DGB-orientiert. Die 
schärfste Kritik daran stammt von Bieden-
kopf, der hinter dem Konzept der Regierung 
eine „einheitliche syndikalistische Strategie" 
sieht. „Sie verfolgt das Ziel, direkte Mitwir-
kung und Mitbestimmung der Arbeitnehmer 
und Bürger durch Verbands- und Organisa-
tionsmitbestimmung abzulösen, die Entwick-
lung der Meinungsvielfalt und damit Plurali-
tät im Bereich der Arbeitnehmer zu verhin-
dern und so die Chancen der Selbstbestim-
mung dort einzuschränken, wo sie die Kon-
trolle wirtschaftlicher Entscheidungen durch 
Organisationen gefährden könnte." Bieden-
kopf nennt die Wahlvorschriften „Meister-
werke gesetzlich geregelter Wahlmanipula-
tio 71n" ).

IV. Ausgangslage Vermögensbildung

Ursprung der Forderung nach einer bewußten 
staatlichen Vermögenspolitik ist die unglei-
che Vermögensverteilung in der Bundesrepu-
blik Deutschland. Diese ist zum Teil system-

bedingt, d. h., in einer Marktwirtschaft mit 
weitgehendem Dispositionsspielraum für den 
einzelnen ist eine absolute Gleichverteilung 
des Vermögens auch bei massiven Eingriffen 
des Staates nicht zu erreichen. Zweifellos ist 
aber der Konzentrationsgrad durch vermögens-
politische Maßnahmen beeinflußbar, und an-
gesichts der bestehenden Vermögensvertei-
lung in der Bundesrepublik werden derartige 
Maßnahmen allgemein für erforderlich gehal-
ten. Das schließt nicht aus, daß aufgrund un-
terschiedlicher Vermögensdefinitionen und 
unzulänglichen statistischen Materials das 
augenblickliche Ausmaß an Vermögensun-
gleichheit umstritt 72en ist ) und die aus einer

71) Kurt H. Biedenkopf, Koalitionsvereinbarungen, 
a. a. O.
72) Vgl. dazu im einzelnen Uwe Andersen, Vermo- 
genspolitik — Instrument zur Systemstabilisierung 
oder Systemüberwindung?, in: Aus Politik und 
Zeitgeschichte, Beilage zur Wochenzeitung Das 
Parlament, B 4/73, S. 3 ff.



Vermögenskonzentration resultierenden Ge-
fahren sowie Art und Dringlichkeit von Ge-
genmaßnahmen unterschiedlich eingeschätzt 
werden. Nach einer oft angeführten Untersu-
chung von Siebke 73 ) verfügten
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reichsten 1,7  der Haushalte in der Bundes-
republik über 31 % des privaten Vermögens. 
Dieser Konzentrationsgrad ist nicht zuletzt 
durch die Steuerpolitik insbesondere in der 
unmittelbaren Nachkriegszeit gefördert wor-
den, die im Dienste einer Vollbeschäftigungs-
politik Investitionsbereitschaft mit massiven 
Steuerprivilegien honorierte. Die aktive staat-
liche Mitschuld an der Vermögenskonzentra-
tion läßt die Forderung um so berechtigter er-
scheinen, eine staatliche Vermögenspolitik 
müsse versuchen, Fehlentwicklungen zu kor-
rigieren.

Für eine auf breite Vermögensstreuung aus-
gerichtete Politik werden mindestens zwei 
Ziele angeführt, die ähnlich wie bei der Mit-
bestimmung zwar Zusammenhängen, aber 
dennoch unterscheidungsbedürftig sind. „Po-
sitiv“ soll breite Vermögensstreuung dazu 
dienen, den konkreten Freiheitsraum für mög-
lichst viele zu erweitern. „Negativ“ soll die 
mit Vermögenskonzentration verbundene 
.Machtkonzentration bei einigen wenigen ab-
gebaut werden. Eine allein auf breite Streu-
ung des künftigen Vermögenszuwachses aus-
gerichtete Politik ist allerdings nach wie vor 
mit der Machtproblematik bei bereits beste-
henden Großvermögen in Milliardenhöhe 
konfrontiert.

Differenziert man nach Vermögensarten, so 
kommt unter dem Machtaspekt dem Produk-

tivvermögen besondere Bedeutung zu. Einer-
seits ist das Produktivvermögen außerordent- 
lich konzentriert73a ). Darüber hinaus ist es da-
durch ausgezeichnet, daß es mit Verfügungs-
macht über Menschen verbunden ist. Nach 
marxistischer Auffassung kommt dem Eigen-
tum an den Produktionsmitteln ein derartiges 
Gewicht zu, daß es ein entscheidendes Krite-
rium für die Unterscheidung von Gesell-
schaftsordnungen ist. Ähnlich wie sich der 
Mitbestimmungskompromiß der Koalition al-
lein auf die Ebene der unternehmerischen 
Mitbestimmung erstreckt, beschränkt sich der 
Koalitionskompromiß in der Vermögensbil-
dung auf die Ebene des Produktivvermögens. 
Auf die auf dieser Ebene verständlicherweise 
besonders heftige Zieldiskussion wird im ein-
zelnen bei den Parteipositionen einzugehen 
sein.

73) Jürgen Siebke, Die Vermögensbildung der pri- 
raten Haushalte in der Bundesrepublik Deutsch-
land, Bonn 1971.

Obwohl auch in der Vergangenheit bereits 
eine Reihe beachtlicher vermögenspolitischer 
Maßnahmen realisiert wurde, z. B. das Spar-
förderungsgesetz und das 624-DM-Gesetz, 
handelt es sich um unspezifische Sparförde-
rungsmaßnahmen, die darauf abzielten, Spar-
fähigkeit und -neigung anzuheben74 ). In der 
Vergangenheit waren bisher allein die Pri-
vatisierungsaktionen von Bundesvermögen 
speziell auf die Streuung von Produktivver-
mögen ausgerichtet. Durch die Ausgabe von 
„Volksaktien" bei Preußag, VW und Veba 
wurde versucht, den Aktienerwerb zu popula-
risieren und psychische Sperren abzubauen. 
Als die erhoffte Initialzündung für eine breite 
Beteiligung am Produktivvermögen erwiesen 
sich die Privatisierungsaktionen jedoch 
nicht.

V. Programmatische Positionen der Bundestagsparteien

1. CDU

Die CDU tritt in ihren auf dem Hamburger 
Bundesparteitag 1973 verabschiedeten „ver-
mögenspolitischen Leitsätzen" betont „für 
persönlich verfügbares Miteigentum am Pro-
duktivvermögen und gegen Kollektiveigen-
tum“ ein und sieht in ihrem Vermögenspro-
gramm eine „konsequente Alternative zu kol-
lektivistischen Vorstellungen und Plänen, in 
denen die private Konzentration durch öffent-
liche Konzentration ersetzt und über zentrale 
Fonds den Bürgern wesentliche Verfügungs-

rechte voren 75thalten werden sollen." )  Ge-
winn wird nicht mehr automatisch der Kapi-
talseite zugeordnet, sondern als Ergebnis 
„partnerschaftlichen Zusammenwirkens von 
Arbeitnehmern, Unternehmern und Kapital- 
eignem" gesehen. „Der nach Abzug der Ein-
kommen der Arbeitnehmer und Unternehmer 
sowie der Kapitalkosten und der Risikoprä-

73a) Nadi der genannten Siebke-Untersuchung ver-
fügten die reichsten 1,7% der privaten Haushalte 
1966 über rd. 74 % des privaten Produktivver-
mögens.
74) 1971 wurden von staatlicher Seite immerhin 
schon über 7 Mrd. DM für vermögenspolitische 
Maßnahmen aufgewandt. Vgl. Sparförderungs-
bericht der Bundesregierung, Bundestagsdrucksache 
VI/3186. Übersicht I, S. 5.
75) Vermögenspolitische Leitsätze, A III. 



mie verbleibende Gewinn steht Arbeitneh-
mern und Anteilseign
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vereinbarten Verhältnis zu." )
Methodisch ist als allgemeine Regelung ein 
gesetzlicher Investivlohn vorgesehen in Höhe 
von anfänglich etwa 20 DM monatlich pro 
Arbeitnehmer und damit gesamtwirtschaft-
lich etwa 5 Mrd. DM jährlich. Der Inve-
stivlohn ist dadurch charakterisiert, daß er 
vom Empfänger nur für die Vermögensbil-
dung verwendet werden darf, nicht aber für 
den Konsum. Entsprechend seiner Zielsetzung 
bietet der CDU-Entwurf dem Empfänger nur 
die Wahl zwischen verschiedenen Anlagefor-
men im Bereich des Produktivvermögens und 
versucht eine dauerhafte Vermögensbildung 
durch eine sechsjährige Sperrfrist zu sichern.
Ein sich grundsätzlich bei allen Vermögens-
bildungsplänen ergebendes Problem ist das 
einer möglichen Uberwälzbarkeit der Vermö-
gensleistungen auf die Preise. Auch die Ge-
werkschaften versuchen, mit ihrer Lohnpoli-
tik die Einkommensverteilung zugunsten der 
Arbeitnehmer zu verändern. Sie sind mit der 
Methode der Nominallohnpolitik aber weitge-
hend gescheitert. Vereinfacht dargestellt 
führt nämlich eine den Produktivitätsfort-
schritt übersteigende Lohnerhöhung, wenn sie 
in den Konsum fließt, zu einer Diskrepanz 
zwischen Nachfrage und Angebot. Der Nach-
frageüberhang schafft Spielraum für Preiser-
höhungen der Unternehmen, die die erhöhten 
Lohnkosten somit auf den Verbraucher wei-
terwälzen können. Auch der Investivlohn ist 
für das Unternehmen wie der normale Lohn 
Kostenfaktor, aber die investive Verwen-
dung bedeutet, daß gesamtwirtschaftlich kei-
ne zusätzliche Konsumnachfrage entsteht und 
damit eine Voraussetzung für Preiserhöhun-
gen entfällt.
Kritiker verweisen darauf, daß eine solche 
auf einer funktionierenden Wettbewerbswirt-
schaft basierende Überlegung bei weitgehen-
den Wettbewerbsbeschränkungen, z. B. durch 
Monopole, ungültig werde. Andere befürchten, 
daß auch die Ziele Vollbeschäftigung und 
Wachstum sowie außenwirtschaftliches Gleich-
gewicht negativ berührt werden könnten. Ge-
linge es nämlich, eine Überwälzung des Inve- 
stivlohns auf die Preise zu verhindern, so könn-
ten die verringerten Gewinne zu Investitions-
streiks führen und damit Vollbeschäftigung und 
Wachstum gefährden oder bei besseren Bedin-
gungen im Ausland sogar eine Kapitalflucht 
auslösen. Zwar stünde beim Investivlohn ge-
samtwirtschaftlich die gleiche Finanzierungs-
masse für Investitionen zur Verfügung, aber

76) Vermögenspolitische Leitsätze, C 6. 

die Alteigentümer müßten sich mit einer gerin-
geren Rendite bescheiden. Auch wenn diese 
Befürchtungen nicht völlig von der Hand zu 
weisen sind, gilt andererseits doch, daß die 
Pläne aller drei Bundestagsparteien von rela-
tiv bescheidenen Größenordnungen ausgehen 
und Gewinnerwartungen nicht zuletzt ein 
Produkt der gesellschaftlichen Umwelt und 
damit wandelbar sind, wie schon die Nach-
kriegserfahrungen beweisen.

Ein ernst zu nehmender Einwand gegen die 
spezifische Methode des Investivlohns lautet, 
er sei nicht wettbewerbsneutral und im Er-
gebnis mittelstandsfeindlich. Da er den Lohn 
als Ansatzpunkt benutze, belaste er die lohn-
intensiven Unternehmen, z. B. in der Textil-
industrie, am stärksten, und dies seien eher 
mittelständische Unternehmen. Der CDU-Vor-
schlag sucht diesem Einwand durch flankie-
rende Hilfsmaßnahmen für mittelständische 
Unternehmen partiell zu begegnen. Ein weite-
rer Einwand lautet, der Investivlohn nehme 
keine Rücksicht auf die spezifische Gewinnsi-
tuation eines Unternehmens und könne kon- 
fiskatorisch wirken, insofern auch gewinnlose, 
„schwache" Unternehmen betroffen würden. 
Als weiterer Nachteil wird angeführt, daß 
sich auch auf der Anlageseite ein Uberwäl- 
zungsproblem ergäbe. Da es momentan zu 
wenig Anlagemöglichkeiten im Bereich des 
Produktivvermögens gäbe, würde die aus dem 
Investivlohn resultierende Nachfrage nach 
Beteiligungswerten wahrscheinlich zu starken 
Kurserhöhungen und damit Gewinnen der Alt-
eigentümer führen. Der CDU-Vorschlag sieht 
deshalb flankierende Maßnahmen vor, um das 
Angebot an Beteiligungswerten zu erhöhen. 
Unter anderem werden weitere Aktionen zur 
Privatisierung staatlichen Produktivvermo- 
gens empfohlen.
Durch den methodischen Ansatzpunkt Lohn 
wird der Kreis der Begünstigten von vornher-
ein auf die unselbständigen Erwerbstätigen 
eingegrenzt. Damit werden z. B. die großen 
Gruppen der Hausfrauen und Rentner, aber 
auch Selbständige mit geringem Verdienst 
ausgeschlossen — eine Differenzierung, die 
schwerlich vom Ziel einer breiten Vermö-
gensstreuung her gerechtfertigt werden kann 
und ein weiteres wichtiges Argument gegen 
den Investivlohnplan der CDU bildet.

Die Dispositionsfreiheit für den einzelnen ist 
dagegen beim Investivlohnplan relativ am 
wenigsten eingeschränkt. Zielbedingte Aufla-
gen beziehen sich auf den Anlagekatalog — 
Produktivvermögen — und die Sperrfrist. Die 
Zielbetonung Individualvermögen und damit 
verbundene Befürchtungen, andere methodi-
sche Ansatzpunkte, wie die überbetriebliche 



Ertragsbeteiligung, könnten zu einer zentra-
len Wirtschaftslenkung und neuen Machtzu-
sammenballungen führen, dürften primäre Ur-
sache dafür sein, daß die CDU trotz der ge-
nannten Probleme am Investivlohn festhält. 
Als flankierende Maßnahmen „sollen Reformen 
des Universalbankensystems, des Börsenwe-
sens sowie der Vertretungsrechte von Aktio-
nären und Investmentsparern angestrebt wer-
den“, um auch zu vermeiden, „daß die Politik 
einer breiteren Streuung von Beteiligungsver-
mögen eine Machtzusammenballung b

77

ei den 
Kreditinstituten oder Konzentrationsprozesse 
in der Wirtschaft fördern" ).
Eine Minderheitsgruppe, vor allem die Junge 
Union und der Parteibezirk Westfalen, hat 
sich auf dem Bundesparteitag 1973 vergeblich 
für eine überbetriebliche Ertragsbeteiligung 
eingesetzt78 ). Dagegen ist die betriebliche 
Ertragsbeteiligung in das CDU-Konzept einbe-
zogen worden. Für die Beteiligung von Ar-
beitnehmern am Gewinn des Unternehmens, 
in dem sie beschäftigt sind, kann angeführt 
werden, daß der Bezug zur eigenen Tätigkeit 
so am ehesten verdeutlicht werden kann und 
damit relativ günstige Motivationsvorausset-
zungen bestehen.

80) DGB-Forderungen zur Vermögensbildung, in: 
Gewerkschaftsspiegel Ni. 8/73, S. 28.
81) Leitsätze der IG Metall zur Vermögenspolitik, 
in: Gewerkschaftsspiegel Nr. 20/72, S. 40.

Gegen das methodische Konzept der betrieb- 
lichen Ertragsbeteiligung werden vor allem 
folgende Einwände geltend gemacht: 1. Ein-
schränkung des Begünstigtenkreises auf die 
unselbständigen Erwerbstätigen, sowie inner-
halb derselben eine ungerechtfertigte Diffe-
renzierung, je nachdem, ob in einem gewinn-
starken oder -schwachen Unternehmen gear-
beitet wird79 ); 2. Risikohäufung von Arbeits-
platz und Vermögensanlage, falls das betref-
fende Unternehmen Konkurs macht; 3. Er-
schwerung der Mobilität, falls die betriebli-
che Gewinnbeteiligung an die Dauer der Be-
triebszugehörigkeit gekoppelt wird.
Die CDU geht offenbar von freiwilligen be-
trieblichen Ertragsbeteiligungen aus, die er-
leichtert und gefördert werden sollen, sofern 
sie bestimmten gesetzlichen Rahmenbedin-
gungen, z. B. kein Mobilitätshemmnis, genü-

77) Vermögenspolitische Leitsätze, C 8.
78) Audi der Versuch, mit der Herausstellung der 
Nachteile des Investivlohnkonzeptes für Haus-
frauen und Mittelstand die Repräsentanten dieser 
Gruppen für den eigenen Vorschlag zu gewinnen, 
blieb erfolglos. Allerdings wurde als Zugeständnis 
des Vorstandes der folgende Passus aufgenommen: 
.Der Bundesparteitag beauftragt Bundesvorstand 
und Bundestagsfraktion, ein Konzept dafür zu er-
arbeiten, daß auch Hausfrauen und Rentner am 
Produktivvermögen der Wirtschaft beteiligt wer- 
den. Vermögenspolitische Leitsätze, C 1.

79) Ein Sonderproblem bilden die im öffentlichen 
Dienst Beschäftigten, da der übliche Gewinnbegriff 
hier nicht anwendbar ist. 

gen. Unter anderem ist die Anrechenbarkeit 
freiwilliger Leistungen von Unternehmen auf 
gesetzlich vorgeschriebene Leistungen der 
Vermögensbildung vorgesehen.

2. SPD

Uber Sinn, Rang und Ausgestaltung eines 
Programms zur breiten Streuung des Produk-
tivvermögens besteht in der SPD keineswegs 
Einigkeit. Während einerseits Minderheits-
gruppen wie die Jusos ein solches Programm 
entschieden ablehnen und statt dessen die 
Vergesellschaftung fordern, ist andererseits 
umstritten, ob Individual- oder Kollektivver-
mögen anzuzielen sei. Die SPD hat auf ihrem 
Parteitag 1973 in Hannover ein Programm be-
schlossen, das auf Vorschlägen basiert, die 
von einer Kommission „Vermögensbildung" 
beim Parteivorstand ausgearbeitet worden 
waren. Wichtige Abweichungen gehen aber 
offenbar darauf zurück, daß kurz vor dem 
Parteitag verabschiedete Forderungen des 
DGB in das SPD-Programm eingegangen sind. 
Da der DGB-Beschluß offensichtlich darauf 
abzielte, die vermögenspolitische Position der 
SPD mitzubestimmen, die positive Stellung 
des DGB zur überbetrieblichen Ertragsbeteili-
gung andererseits ein wichtiger Faktor dafür 
war, daß die Opponenten gegen ein derartiges 
vermögenspolitisches Programm der SPD auf 
dem Parteitag eindeutig unterlagen, erscheint 
es sinnvoll, den Hintergrund der DGB-Vorstel- 
lungen einzubeziehen.

Der Beschluß des DGB-Bundesausschusses 
kam mit der denkbar knappen Mehrheit von 
55 : 52 Stimmen gegen den erbitterten Wider-
stand vor allem der IG Metall zustande. In 
der Zielfrage grenzt der DGB die Beteiligung 
der Arbeitnehmer am Produktivvermögen 
scharf gegen „Vermögensbildung herkömmli-
cher Art“ ab und betont den Machtaspekt. 
„Ausgangspunkt der Forderung nach Vermö-
gensbeteiligung ist vielmehr die zunehmende 
Konzentration des Produktivvermögens und 
die damit verbundene Zusammenballung wirt-
schaftlicher Macht." 80 ) Dagegen hält die IG 
Metall „eine klare Trennung zwischen Ver-
mögenspolitik einerseits und der Kontrolle 
wirtschaftlicher Macht andererseits für unbe-
dingt notwendig, und spricht sich gegen die 
einseitig
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in der Vermögenspolitik aus" ).  Weitere, 
die Zielebene betreffende Gegenargumente 80



der IG Metall, die auch auf dem SPD-Partei-
tag eine Rolle spielten, sind: Das Vermögens-
programm geht zu Lasten einer stärkeren Be-
steuerung, die wegen der drängenden öffentli-
chen Aufgaben Priorität besitzt. Lohnpolitik 
und das Verlangen nach paritätischer Mitbe-
stimmung werden von den vermögenspoliti-
schen Forderungen negativ tangiert.
Methodisch sieht das SPD-Programm eine 
überbetriebliche Ertragsbeteiligung vor. Un-
ternehmen mit einem Steuerbilanzgewinn ab 
400 000 DM sollen einen noch offenen Pro-
zentsatz ihres Gewinns in Form von Beteili-
gungspapieren an einen zentralen Fonds ab- 
führen, dem regionale Fonds angegliedert 
sind, an denen die Arbeitnehmer beteiligt 
werden sollen. Anfänglich ist ein jährliches 
Gesamtaufkommen von 5 Mrd. DM vorgese-
hen. Als Vorteil gegenüber der betrieblichen 
Ertragsbeteiligung wird angeführt, daß durch 
die mittelbare Beteiligung über Fonds Risiko-
häufung und ungleiche Beteiligung der Begün-
stigten vermieden, gegenüber dem Investiv- 
lohn, daß nur gewinnstarke Unternehmen be-
lastet werden. Allerdings bedeutet das Krite-
rium absolute Gewinnhöhe, daß der Kapital-
einsatz vernachlässigt wird. Z. B. bringt ein 
Gewinn von 1 Mill. DM bei einem Kapitalein-
satz von 100 Mill. DM eine miserable

%
 Rendite 

von 1 /  und würde dennoch belastet, wäh-
rend eine extreme % Rendite von 50 ü  bei ei-
nem Gewinn von z. B. 300 000 DM und einem 
Kapitaleinsatz von 600 000 DM abgabefrei 
bliebe. Eine Barabgeltung ist entsprechend 
den DGB-Forderungen ausdrücklich „nicht 
vorgesehen.“ Flankierende Bestimmungen sol-
len die Abgabe von Beteiligungspapieren 
an die Fonds auch bei Kapitalerhöhungen si-
chern. Damit soll einerseits erreicht werden, 
daß der Anteil der Fonds insbesondere an den 
Großunternehmen wächst. Andererseits wer-
den den Unternehmen keine liquiden Mittel 
entzogen, und damit dürfte die Hoffnung auf 
eine verminderte Überwälzungsgefahr ver-
bunden sein. Diese Hoffnung erscheint aber 
allenfalls dann berechtigt, wenn man eine 
„Kapitalillusion” entsprechend der „Geldillu-
sion“ unterstellt, wenn also z. B. der Eigentü-
mer eines bestimmten Aktienpaketes trotz der 
Aufstockung des Kapitals aufgrund der an 
den Fonds abgeführten Aktien der Illusion er-
liegt, sein relativer Anteil habe sich nicht ge-
ändert, zumindest aber die Unternehmenspoli-
tik unbeeinflußt bleibt.
Begünstigt, d. h. Fondsteilhaber, werden nach 
dem SPD-Plan alle Arbeitnehmer mit einem 
jährlichen Einkommen bis zu 36 000 DM (bei 
Verhvirateten 48 000 DM), obwohl die Fonds-
lösung auch die Einbeziehung anderer Grup-
pen ermöglicht hätte.

Die Fondskonstruktion und die damit verbun-
denen Dispositionsrechte des einzelnen Fonds-
teilhabers sind strategische Punkte, an denen 
sich entscheidet, ob individuell verfügbares 
Vermögen oder eine neue Form von Kollek-
tivvermögen geschaffen wird, das als Macht-
basis zugunsten offener gesellschaftspoliti-
scher Ziele eingesetzt werden kann. Die SPD- 
Vorstellungen sind deutlich von den DGB- 
Forderungen geprägt. Das Fondssystem be-
steht aus einem zentralen Fonds und aus regio-
nalen Fonds, die entsprechend der Zahl der von 
ihnen vertretenen Bezugsberechtigten Anteile 
an dem Zentralfonds halten. Die regionalen 
Fonds dürfen in Übernahme einer DGB-Forde-
rung nicht miteinander konkurrieren — eine 
Bestimmung, die die Zielrichtung einheitli-
cher Einsatz des Fondsvermögens und der mit 
ihnen verbundenen Stimmrechte deutlich 
macht. Für die regionalen Fonds werden 
brieflich Vertreterversammlungen gewählt, 
wobei bereits eine Kandidatur die Unterstüt-
zung von mindestens 500 Berechtigten erfor-
dert und damit nur oganisierte Interessen, 
insbesondere Gewerkschaften, eine Chance 
haben dürften. Der Verwaltungsrat als wich-
tigstes Organ wird zu zwei Drittel von der 
Vertreterversammlung besetzt, zu einem Drit-
tel wiederum entsprechend den DGB-Grund- 
sätzen mit Vertretern des „öffentlichen Inter-
esses". Auch diese Bestimmung ist nur ver-
ständlich, wenn die Fonds „gesamtgesell-
schaftliche Interessen" verfolgen sollen. Für 
den Zentralfonds entsendet die Bundesregie-
rung die Vertreter des öffentlichen Interesses, 
während die Vorsitzenden der regionalen 
Verwaltungsräte die übrigen Verwaltungs-
ratsmitglieder stellen. „Der zentrale Fonds 
fördert durch eine entsprechende Anlage sei-
ner liquiden Mittel die Maßnahmen der öf-
fentlichen Hand zur Verbesserung der Infra-
struktur." 82)  Auch diese gesellschaftspoliti-
sche Aufgabe, die ein Zugeständnis an die 
Kritiker sein dürfte, die einer Beseitigung der 
„öffentlichen Armut" eindeutig Vorrang ge-
ben, unterstreicht den Sondercharakter des 
Fondsvermögens.
Die Sperrfrist für die Fondszertifikate und 
ebenso für die darauf entfallenden Erträge soll 
sieben Jahre betragen. Diese beschränkte 
Sperrfrist stellt eine „Notbremse" für Zertifi-
katinhaber dar, die bei Unzufriedenheit mH 
der Fondspolitik nadr Ablauf von sieben 
Jahren ihre Anteile abstoßen könnten. Ein 
ursprüngliches Denkmodell des DGB ging 
deshalb auch folgerichtig von „ewigen 
Sperrfristen aus, die einen von derartigen

82) Leitsätze der SPD zur Beteiligung der Arbeit-
nehmer am Produktivvermögen, Ziff. II a.



Mißtrauensvoten unbeeinflußbaren Einsatz 
des Fondsvermögens zugunsten gesellschafts-
politischer Ziele, wie z. B. Investitionslen-
kung, ermöglicht hätten. Ein solches reines 
Kollektivmodell wäre nichts anderes als eine 
modifizierte, partielle Vergesellschaftung der 
Produktionsmittel unter der „falschen Flagge" 
Vermögenspolitik. Auch der DGB hat schließ-
lich die Forderung nach „ewigen“ Sperrfri-
sten fallenlassen, wobei das Argument der IG 
Metall eine Rolle gespielt haben dürfte, daß 
„sie den Arbeitnehmern nur fiktive Vorteile 
bringen würden, die zu entsprechenden Ge-
genreaktio 83nen führen müßten" ) .
Während lange bis „ewige" Sperrfristen ei-
nerseits ein wichtiges Moment eines Kollek-
tivmodells bilden, sind sie andererseits eine 
Sicherung dafür, daß das neugebildete Ver-
mögen nicht sofort wieder in den Konsum 
fließt und die Vermögensumverteilung rück-
gängig gemacht wird. Beschränkte Sperrfri-
sten beruhen auf der Annahme, daß während 
dieser Zeit ein neues „Vermögensbewußtsein" 
entstehen könne, das die große Mehrheit ver-
anlassen werde, trotz „Konsumterror" am 
neugeschaffenen Vermögen festzuhalten.

3. FDP

Die auf dem Freiburger Programmparteitag 
von der FDP beschlossenen Vorstellungen zur 
Vermögenspolitik zielen eindeutig auf breit 
gestreutes Individualvermögen. Die im Wahl-
kampf 1972 verwendeten „FDP-Argumente 
zur Vermögenspolitik" tragen die programma-
tische, wenn auch problematische Über-
schrift: „Vermögen bilden, um frei zu sein!"

Der zentrale methodische Ansatz der FDP im 
Bereich des Produktivvermögens ist in Über-
einstimmung mit der SPD die überbetriebliche 
Ertragsbeteiligung. Wie bei der SPD sollen 
auch ausschließlich größere Unternehmen zur 
Abgabe von Beteiligungspapieren gezwungen 
werden84 ), ca. 1 °/o der Unternehmen bzw. 
10% der gewerblichen Unternehmen. Bei der 
Abgabeverpflichtung wird aber die Rendite 
zumindest als begrenzendes Kriterium heran-
gezogen: „Als Bemessungsgrundlage für die 
Beteiligung dienen die Höhe des Gewinns 
nach Steuerabzug und die Höhe des Gesamt-
kapitals. Die Abgabeverpflichtung wird insge-
samt auf die Höhe von z. B. 50 % bis 70 %

85) überbetriebliche Vermögensbeteiligung, The-
se 2.
86) überbetriebliche Vermögensbeteiligung, Erläu-
terung zu These 1.
87) überbetriebliche Vermögensbeteiligung, Erläu-
terung zu These 5.

88)  überbetriebliche Vermögensbeteiligung, The-
se 4.

83) Leitsätze der IG Metall zur Vermögenspolitik, 
a, a. 0., S. 40.

84) Für Einzelunternehmen und Personengesell- 
sshaften unter 10 Mill. DM Wertschöpfung z. B. 
s als eine Wahlmöglichkeit Barablösung vorge- 

des bereinigten Gewinns (Gewinn nach Ab-
zug der Steuern, eines Unternehmerlohns und 
einer angemessenen Verzinsung des Eigenka-
pitals) begrenzt.“ 85) Die Schonung der mittle-
ren und kleineren Unternehmen wird mit „ei-
ner unverhältnismäßigen Steigerung des er-
forderlichen Verwaltungsaufwandes" begrün-
det, aber auch mit einem weiteren Argument: 
„Ihr Spielraum für eine freiwillige innerbe-
triebliche Beteiligungsform soll voll erhalten 
bleiben." 86) Ähnlich wie die CDU fordert die 
FDP, freiwillige innerbetriebliche Ertragsbe-
teiligungen steuerlich zu begünstigen. Eine 
Anrechnung innerbetrieblicher Leistungen auf 
die gesetzliche überbetriebliche Beteiligung 
wird dagegen abgelehnt.
Als Begünstigte will die FDP grundsätzlich 
alle Bürger „von der Wiege bis zur Bahre" 
einbeziehen, wobei alle Einkommen- oder 
Vermögensteuerzahler einen nach dem Ein-
kommen gestaffelten Eigenbetrag leisten sol-
len. Die Begründung für den im Gegensatz zu 
CDU und SPD größeren Begünstigtenkreis 
lautet: „Jeder Verbraucher ist dadurch, daß 
er für die Konsumgüter einen ihre Kosten 
übersteigenden Preis zahlt, d. h. durch einen 
erzwungenen Konsumverzicht, an der Ge-
winn- und Produktivkapitalbildung betei-
ligt." 87)
In der Fondskonstruktion liegt der wichtigste 
Unterschied zwischen FDP- und SPD-Vorstel-
lungen. Die Abgaben sind an eine reine Clea-
ringstelle zu leisten, die diese „periodisch an 
regional und in ihrer Größe begrenzte selb-
ständige Kapitalanlagegesellschaften beson-
derer Art im Verhältnis der Zahl der bei die-
sen eingetragenen Bezugsberechtigten weiter-
leitet" 8). Die miteinander konkurrierenden 
Kapitalanlagegesellschaften sollen soweit wie 
möglich in den bestehenden Banken- und 
Sparkassenapparat eingegliedert werden. Als 
Korrektiv gegen eine dadurch mögliche ver-
stärkte Machtkonzentration bei den Kreditin-
stituten sind von den Zertifikatsinhabern zu 
wählende Teilhabervertretungen bei jeder 
Kapitalanlagegesellschaft vorgesehen, die ins-
besondere über die Wahrnehmung der mit 
den Beteiligungen verbundenen Stimmrechte 
entscheiden sollen. Im Gegensatz zu den an-
deren Parteien sieht die FDP keine Sperrfrist 
vor, sondern verläßt sich auf die finanzielle 
Sanktion, daß bei einem Zertifikatsverkauf 85



das Bezugsrecht für die folgenden drei Jahre 
entfällt. Das Ziel der FDP, einen möglichst 
großen individuellen Dispositionsspielraum 
auch gegenüber den Fonds zu sichern, wird in 
den folgenden Regelungen deutlich: 1. Die 
Fonds müssen die Zertifikate auf Wunsch 
zum Inventarwert zurücknehmen; 2. bei einer 
Vermögensumschichtung durch Rückgabe der 
Zertifikate und Kauf anderer Wertpapiere 
bleibt das Bezugsrecht erhalten; 3. ein Wech-
sel zu einem anderen Fonds ist möglich.

Allein im vermögenspolitischen Programm 
der FDP wird bisher das vermögenspolitische 
Doppelziel breite Vermögensstreuung und Be-

schneidung der Großvermögen deutlich und 
konkretisiert. Als Ergänzung der überbetrieb-
lichen Ertragsbeteiligung ist eine Nachlaßab. 
gäbe vorgesehen. Das Aufkommen aus dieser 
Nachlaßabgabe, die auf eine Entlastung der 
kleinen und mittleren Vermögen abzielt, aber 
mit einem Abgabesatz von 75 0/o für den 6 
Mill. DM übersteigenden Vermögensteil die 
Großvermögen massiv belasten will, soll in 
die Fonds fließen und damit zugunsten einer 
breiten Vermögensbildung eingesetzt werden 
Auch wenn der quantitative Ertrag der Nach-
laßabgabe nicht überschätzt werden sollte, so 
wäre sie doch ordnungspolitisch von erheb-
licher Bedeutung.

VI. Der Koalitionskompromiß

Der Kompromiß bezieht sich in der Zielaussa-
ge auf die Regierungserklärung vom 18. Janu-
ar 1973, in der eine Beteiligung „breiter 
Schichten der Bevölkerung am Zuwachs des 
Produktivvermögens der Großunternehmen'' 
angekündigt wurde. Er sieht eine überbetrieb-
liche Ertragsbeteiligung mit einem anfängli-
chen Jahresaufkommen von ca. 5 Mrd. DM 
vor. Belastet werden sollen Unternehmen mit 
einem einkommen- und körperschaftsteuer-
pflichtigen Gewinn ab 400 000 DM, wobei für 
Personengesellschaften und Einzelunterneh- 
men ein zusätzlicher Freibetrag von 100 000 
DM für Unternehmerlohn zugestanden wird, 
„ein Rechtsformenausgleich", da die Mana-
gergehälter bei Kapitalgesellschaften als ge-
winnmindernde Kosten erscheinen. Das allei-
nige Abstellen auf die absolute Gewinnhöhe 
Und damit der Verzicht der FDP auf ihre For-
derung, die Rendite zumindest als begrenzen-
des Kriterium heranzuziehen, erscheint aus 
den schon genannten Gründen problematisch, 
zumal nicht generell unterstellt werden kann, 
alle Großunternehmen erwirtschafteten hohe 
Renditen. Da die Abgabepflicht bei den Un-
ternehmen ansetzt und von den Einkommens-
und Vermögensverhältnissen individueller Ei-
gentümer absieht, hat sich die Schutzgemein-
schaft der Kleinaktionäre auch unter einem 
anderen Gesichtspunkt der Verteilungsge-
rechtigkeit gegen diese Lösung gewandt: 
„Hunderttausende von Klein-, Volks- und Be-
legschaftsaktionären müssen mittelbar Ver-
mögensabgabe leisten zugunsten von Perso-
nen, die möglicherweise finanziell besser ge-
stellt sind als sie selbst." 89) Maihofer hat 
demgegenüber „kompensatorisch“ auf den

80) „Kleinaktionäre gehen auf die Barrikaden", 
Süddeutsche Zeitung v. 27. März 1974.

Zusammenhang mit der Körperschaftssteuer- 
reform verwiesen, „durch die den Altbesit-
zern von Beteiligungswerten über 1 Mrd. DM 
Steuererleichterungen verschafft werden sol-
len, um zusätzliche Anreize durch die Ab-
schaffung der Doppelbesteuerung von Aktien 
für die Anlage von Vermögen in Beteili-
gungswerten, vor allem in Belegschaftsaktien, 
zu schaffen." 90) Die vor allem von der FDP 
und der CDU geforderte Beseitigung der Dop-
pelbesteuerung im Rahmen der Steuerreform 
durch Anrechenbarkeit der Körperschafts-
steuer bei der Einkommensteuer soll die steuer-
liche Diskriminierung z. B. von Aktiendivi-
denden insbesondere für Bezieher niedriger 
Einkommen abbauen.
Der Abgabesatz soll gestaffelt werden und 
erst ab 1 Mill. DM Gewinn konstant 10° o be-
tragen. Da sich der Prozentsatz auf den Ge-
winn vor Steuern bezieht, wird der versteuer-
te Gewinn allerdings erheblich stärker bela-
stet01). Die angestrebte Abgabe von Beteill-

") Stenographische Beridite des Deutschen Bundes-
tages, a. a. O., S. 5295.
"') Der SPD-Vermögensexperte Rosenthal hat in 
einem Leserbrief (FAZ v. 28. Februar 1974) die 
Klage der Arbeitgeber, die Vermögensabgabe min-
dere den versteuerten Gewinn um mindestens 
25 °/o, als unseriös hingestellt, da die Abgabe in Be 
teiligungspapieren geleistet weide und die zusat? 
liehe Dividendebelastung durch das erhöhte Eigen-
kapital minimal sei Dabei wird allerdings die 
schon erwähnte „Kapilalillusion" unterstellt und 
somit die Änderung der Eigentumsverhältnisse 
über die Kapitalerhöhung außer acht gelassen. — 
Eine ähnliche „Milchmädchenrechnung" auf Arbei 
geberseite lautet: Das Grundkapital der in Betrach 
kommenden großen Gesellschaften betrug 1972 
43 Mrd. DM. „Selbst wenn gleichbleibend nur jähr-
lich 4 Mrd. DM als Gewinnabgabe abgeführt wur-
den, wären die Altaktionäre schon nach 11 Jahren 
in der Minderheit und nach 25 Jahren gerade nom 



gungswerten soll durch ein Bonus-Malus-Sy- 
stem gesichert werden, in dem z. B. Unterneh-
men mit börsennotierten Aktien bei Barzah-
lung einen 15prozentigen Zuschlag zahlen 
müssen. Es erscheint allerdings fraglich, ob 
die vorgeschlagene Regelung generell zur 
Abgabe von Beteiligungspapieren führen wür-
de. So hat ein Bankenvertreter geschätzt, daß 
bei der jetzigen Re %g
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elung 50 °/  der Abgabe 

bar geleistet würden ), und der Präsident des 
Sparkassenverbandes, Geiger, hat eine massi-
ve Verstärkung des Anreizsystems gefordert, 
da sonst bei Barabführung und anschließen-
dem Kauf von Beteiligungspapieren wie beim 
Investivlohn die Angebotslücke zu Kursstei-
gerungen zugunsten der Altaktionäre und ka-
pitalmäßiger Begünstigung der Großunterneh-
men führe. Zudem würden leistungsfähige 
und liquide Unternehmen bar zahlen, schwä-
chere Unternehmen dagegen Beteiligungspa-
piere abführen93 ). Die Regierung sieht dieses 
Problem offensichtlich und will, wie Maihofer 
betont hat, „bis an die Grenzen des verfas-
sungsrechtlich Möglichen gehen" 94 ), um die 
direkte Abgabe von Beteiligungswerten zu si-
chern. Der CDU-Vorsitzende Kohl hat demge-
genüber bereits die jetzige Regelung als ver-
fassungsrechtlich bedenklich kritisiert: „Diese 
zwangsweise Abführung von Beteiligungs-
werten kommt einer teilweisen Konfiszierung 
von Eigentum gleich. Sie hat den Charakter 
einer Sondersteuer von zweifelhafter verfas-
sungsrechtl 95icher Zulässigkeit." )

’“) Vgl. z. B. „Kleinaktionäre gehen auf die Barri-
kaden", a. a. O. „Die Aktie droht von einem be-
währten Finanzierungsinstrument zu einem ideo-
logischen Geschenkartikel zu werden." Röller,
a. a. O.
•7) Wenn allerdings auf Unternehmen mit freiwil-
liger betrieblicher Ertragsbeteiligung in Form von
Belegschaftsaktien als Alternative verwiesen wird, 
muß unabhängig von modellspezifischen Einwän-
den betont werden, daß es sich bei diesen Unter-
nehmen um eine „radikale Minderheit" handelt.
98) Helmut Kohl, a. a. O., S. 2.
9%) Hanns Martin Schleyer, Rückblick und Ausblick 
— Sozialpolitik in der Bewährung. Vortrag in 
Hannover am 28. Januar 1974 (maschinenschrift-
liches Mskr.), S. 28.

Besondere Probleme ergeben sich bei der Ab-
gabe von Beteiligungspapieren von nicht bör-
senfähigen Unternehmen. Dabei sollen neue 
Kapitalbeteiligungsgesellschaften als Mittler-

eine Sperrminorität." Dabei wird schlicht davon 
abgesehen, daß die abzugebenden Beteiligungs-
werte nach Börsenkursen und nicht zum Nennwert 
bewertet werden und Kapitalerhöhungen die Si-
tuation erheblich ändern können. — „Vermögens-
politik. Die Quadratur des Kreises", in: Der Arbeit-
geber Nr. 4/74, S. 122.
'■) So das Vorstandsmitglied der Dresdner Bank 
Röller: Mitbestimmung durch Vermögensbeteili- 
gung? in: Die Welt v. 6. April 1974.
”1 Vgl. „Sparkassen zur Technik einer Vermögens- 
Bildung. Handelsblatt-Gespräch mit H. Geiger", 
Handelsblatt v. 8./9. Februar 1974.
") Stenographische Berichte des Deutschen Bundes-
tages, a. a. O„ S. 5296.
”1 Helmut Kohl. SPD/FDP-Vermögensbildung man-
gelhaft, in: Deutschland-Union-Dienst Nr. 13/74, 
S 1- — Nach Zeitungsberichten hat sich die Bun-
desregierung mit verfassungsrechtlichen Gutachten 
abgesichert, die eine Verfassungswidrigkeit ver-
neinen. Dabei wird anscheinend auf die Höhe der 
Abgabe abgestellt und ein „Enteignungseffekt" 
yon 1.2° nicht als „wesentlicher" Eingriff in die 
Mermögenssubstanz angesehen. Vgl. „Die Ver- 
mögensabgabe wird kaum praktikabel sein", Han-
delsblatt v. 11. März 1974.

Instanzen eingeschaltet werden. Die Unter-
nehmen sollen diesen als Aktiengesellschaf-
ten konstruierten Gesellschaften Beteiligun-
gen einräumen und dafür Aktien der Gesell-
schaften erhalten, mit denen sie ihrer Abga-
beverpflichtung nachkommen. Ein schwieri-
ges, noch ungelöstes Problem bildet die Be-
wertungsfrage, da der Maßstab des Börsen-
kurses bei diesen Unternehmen fehlt.
Der im SPD-Plan vorgesehene Flankenschutz, 
die Abführung von Beteiligungswerten auch 
bei Kapitalerhöhungen, fehlt im Kompromiß. 
Nach den vermutlich interessenbedingt über-
spitzten Prognosen von Vertretern der Altak-
tionäre dürften Kapitalerhöhungen künftig 
aber bereits daran scheitern, daß sich Anteils-
eigner wegen Ertrags- und Vermögenseinbu-
ßen weigern werd
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en, weiteres Kapital zu 

zeichnen ).
Die Anrechnung freiwilliger Vermögenslei-
stungen der Unternehmen auf tarifvertragli-
cher oder innerbetrieblicher Basis wird abge-
lehnt, da freiwillige Leistungen als Gewinn-
minderung bereits steuerlich begünstigt seien 
und trotz der neuen Abgabe genügend Spiel-
raum für freiwillige Vermögensleistungen 
verbleibe. Kritiker, u. a. die CDU, haben 
demgegenüber darauf hingewiesen, daß damit 
vermögenspolitisch fortschrittliche Unterneh-
men 97) „nachträglich bestraft werden“98 ), 
und BDA-Präsident Schleyer hat bereits vor 
der Illusion „gewarnt", „daß die Unternehmen 
eine Doppelbelastung von gesetzlicher Ge-
winnabgabe und tarifvertraglicher Vermö-
gensbild 99ung verkraften können“ ).
Beim Begünstigtenkreis liegt der Kompromiß 
zwischen der FDP-Forderung nach Einbezie-
hung aller Bundesbürger und der SPD-Be-
schränkung auf die Arbeitnehmer. Berechtigt 
zum Bezug eines kostenlosen Zertifikats sind 
alle Erwerbstätigen — damit wird z. B. die 
große Gruppe der Hausfrauen ausgeschlossen 
— unterhalb sehr großzügiger Einkommens-
grenzen von 36 000 DM bzw. 54 000 DM zu-
züglich Kinderfreibeträge. Als Zugeständnis 



an die FDP ist bei wachsendem Aufkommen 
vorgesehen, stufenweise weitere Gruppen ein-
zubeziehen.
Die Koppelung von Berechtigtenkreis und 
Aufkommenshöhe deutet darauf hin, daß ein 
wichtiges Argument gegen den FDP-Vor-
schlag der zu geringe Pro-Kopf-Anteil gewe-
sen sein dürfte. Bereits beim Kompromiß er- 
gibt sich bei einer Berechtigtenzahl von ca. 
23,6 Mill, und einem Aufkommen von 5 Mrd. 
DM ein Zertifikatwert von „nur" 212 DM. In 
den „Grundlinien" wird „bei Annahme eines 
durchschnittlichen Steigerungssatzes der Jah-
resbeträge um 10 % und einer durchschnittli-
chen Rendite der Beteiligungswerte von 3,5 % 
und bei Anlage der jeweiligen Erträge" ein 
Gesamtwert der Anteilsscheine eines Berech-
tigten nach 7 Jahren von ca. 2 200 DM — Ren-
dite 60 DM —, nach 12 Jahren von ca. 5 300 
DM, und nach 25 Jahren von ca. 27 000 DM — 
Rendite 860 DM — hochgerechnet. Diese „an-
sehnlichen" Zahlen beruhen allerdings auf ei-
ner „freundlichen" Optik. Einmal scheint die 
vorgesehene Erweiterung des Berechtigten-
kreises bei wachsendem Aufkommen „verges-
sen" worden zu sein. Die angenommene Stei-
gerungsrate von 10°/0 erscheint reichlich op-
timistisch, wenn nicht ein Inflationsfaktor un-
terstellt wird. Dieser würde auch dadurch 
wirksam, daß die Zahl der Unternehmen rasch 
steigen würde, deren Gewinne die Freigren-
zen überschritten 100).  Zudem würde sich bei 
einem entsprechenden Einkommenswachstum 
die Relation zwischen Einkommen und Zerti-
fikatwert nicht wesentlich ändern. Anderer-
seits hat Rosenthal den „Nörglern" gegenüber 
geltend gemacht: „Es kommt darauf an, den 
Fuß in di 101e Tür zu klemmen." )  Maihofer 
hat zu Recht die zeitliche Dimension betont. 
Das Ziel sei nicht etwa, „viele schnell reich 
zu machen, sondern eine wirklich breite Be-
teiligung unserer Bevölkerung am Produktiv-
eigentum dieser Wirtschaft 

102
in einem Prozeß 

von Generationen zu erreichen“ ).

100) Eine inflationäre Entwicklung ist Gift für eine 
gerechtere Vermögensverteilung, da sie Sachwert-
besitzer begünstigt, dagegen das von den unteren 
Einkommensgruppen bevorzugte Geldvermögen 
aushöhlt. Nach Schätzungen beruhte der Vermö-
genszuwachs in der Bundesrepublik Deutschland 
bereits 1970 zu mehr als zwei Dritteln auf infla-
tionsbedingten Wertsteigerungen, die überwie-
gend den Alteigentümern von Sachvermögen zu-
gute kamen. Vgl. Engels, Sablotny, Zickler, Bildung 
und Verteilung des Volksvermögens in der Bun-
desrepublik Deutschland 1950—1970. Vorbericht 
über die Ergebnisse eines laufenden Forschungs-
vorhabens, S. 8.
101) Philip Rosenthal, Den Sieg nicht selbst ver-
miesen, in: Vorwärts v. 31. Januar 1974.
102) Stenographische Berichte des Deutschen Bun-
destages, a. a. O„ S. 5296; Hervorh. v. Verf.

In der wichtigen Frage, wie das Fondssystem 
auszugestalten sei, hat sich die FDP weitge-
hend durchsetzen können. Dabei dürfte ihr 
ein in der Regierungserklärung vom Januar 
1973 bekräftigter Kabinettsbeschluß bereits 
vom 11. Juni 1971 103 ) eine wesentliche Hilfe
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gewesen sein, der die Weichen eindeutig in 
FDP-Richtung stellte. An die Stelle des von 
der SPD geforderten Zentralfonds tritt eine 
reine Verteilungsstelle ohne eigenständige 
Bedeutung — nach Rosenthal das „Haar in der 
Vermögensbildungssuppe" ) . Die an die 
Clearingstelle abgeführten Beteiligungswerte 
werden an konkurrierende Vermögensanlage-
gesellschaften weitergeleitet, und zwar in Re-
lation zur Zahl der Bezugsberechtigten, die 
für die jeweilige Gesellschaft votiert haben. 
Gegründet werden sollen die Vermögensanla-
gegesellschaften von den öffentlichen und 
privaten Kreditinstituten, so daß auch die An-
bindung einer Vermögensanlagegesellschaft 
an die gewerkschaftseigene Bank für Gemein- 
Wirtschaft (BfG) zu erwarten ist.

Der Wirtschaft nahestehende Kritiker haben 
daraus bereits die Befürchtung abgeleitet, der 
gewerkschaftliche Einfluß werde zu einer 
Konzentration der Berechtigten bei der von 
der BfG getragenen Vermögensanlagegesell-
schaft führen und den Wettbewerb unterlau-
fen 105).  Dies Ergebnis wäre aber keineswegs 
zwangsläufig und würde, falls es einträte, auf 
einer völlig legitimen individuellen Entschei-
dung der Bezugsberechtigten beruhen.

Die vorgesehene Rechtsform für die Vermö-
gensanlagegesellschaften ist die GmbH. Sie ist 
deshalb eine wichtige Bestimmung, weil damit 
die Bestellung der Geschäftsführung allein den 
Gesellschaftern, d. h. dem jeweiligen Banken-
träger, zufiele. Die Geschäftsführung soll 
durch eine alle vier Jahre von den Zertifikat-
inhabern gewählte „Teilhabervertretung" de-
mokratisch kontrolliert werden. Die Teilha-
bervertretung ist allerdings analog der Mitbe-
stimmungsregelung nichts anderes als ein 
Wahlorgan für das eigentliche Kontrollgre-
mium, den Aufsichtsrat. Dieser soll außer der 
Kontrolle die folgenden wichtigen Kompeten-
zen erhalten: „Er legt die Richtlinien für die 
Anlagepolitik und die Stimmrechtsausübung 
durch die Vermögensanlagegesellschaft fest’ 
Im Aufsichtsrat sollen die Vertreter der Zerti-
fikatinhaber eine Zwei-Drittel-Mehrheit erhal-
ten. Hinsichtlich des restlichen Drittels -

103) „Die erforderlichen Beteiligungsfonds müssen 
in das Banken- und Sparkassensystem eingeglie-
dert und dezentralisiert sein."
104) Philip Rosenthal, Sieg, a. a. O.
105) Vgl. „Das Zertifikat im Vertiko", Junge Wirt-
schaft Nr. 3/74, S. 10.



SPD-Forderung: Vertreter des „öffentlichen 
Interesses" — gibt es keine konkrete Festle-
gung, obwohl in der Diskussion aufgrund der 
Konstruktion überwiegend angenommen wird, 
es sei dem Bankträger Vorbehalten. Auch die 
wichtige Frage des Wahlverfahrens ist weit-
gehend offen. Für die Wahl der Teilhaberver- 
trelung ist eine „Konkurrenzlösung“ vorgese-
hen, insofern das Wahlverfahren der Satzung 
der jeweiligen Vermögensanlagegesellschaft 
vorbehalten bleibt. Es muß allerdings „eine 
repräsentative Auswahl aus dem Kreis der 
Bezugsberechtigten sicherstellen."

Die CDU wendet sich in ihrer Kritik gegen 
den „sozialis

106
tischen Gedanken anonymer 

Fonds“ ), wobei anzumerken ist, daß der 
Fondsgedanke mit dem Modell der überbe-
trieblichen Ertragsbeteiligung unabdingbar 
verknüpft ist. Sie hält die Dezentralisierung 
der Fonds nur für „eine Formsache, der auf-
grund der Fondsverwaltung keine praktische 

107Bedeutung zukommt“ ).  „Der Regierungs- 
pian schließt marktwirtschaftssprengendes, 
funktionärsgesteuertes Kollektiveigentum zu-
mindest nicht aus.“ 108)  Dabei wird offenbar 
davon ausgegangen, daß die Gewerkschaften 
kraft ihrer Organisationsgewalt die Aufsichts-
räte der Vermögensanlagegesellschaften be-
setzen und es zu einer „konzertierten Aktion" 
bei der Festlegung der Richtlinien für Anlage-
politik und Stimmrechtsausübung kommen 
könnte, die das dezentrale Fondssystem un-
terlaufen würde. Diese Befürchtungen werden 
auch von Kritikern aus den Wirtschaftsverbän-
den geäußert. Röller sieht sogar in gleichge-
schalteten 20 oder 25 Fonds eine größere Ge-
fahr als in einem Zentralfonds, da zumindest 
nach den jetzigen Rechtsvorschriften für Ka-
pitalanlagegesellschaften die Beteiligung eines 
Zentralfonds auf 5 % des 
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Grundkapitals einer 

Gesellschaft begrenzt wäre ).  Die Angst 
vor „manipulierten Aufsichtsräten" gründet 
sich u. a. auf die Annahme, daß fehlende di-
rekte Einflußmöglichkeiten der Zertifikatinha-
ber das Desinteresse verstärken und zu einer 
minimalen Wahlbeteiligung führen würden. 
Gesellschaftspolitische Organisationen, vor 
allem die Gewerkschaften, werden dieses Va-
kuum besetzen und nach pseudodemokrati-
schen Regeln die entsprechenden Repräsen-

# Erklärung des CDU-Bundesvorstandes zu den 
alitionsbeschlüssen zur Mitbestimmung und Ver- 

mogensbildung, CDU-Pressemitteilung v 28. Ja-
nuar 1974
• Ebd.

I So der CDU-Vermögensexperte Pieroth in der 
nundes tagsdebatte v- 20. Februar 1974, Stenogra- 

P ische Berichte des Deutschen Bundestages, 
A.ä.0., S. 5306.

) Vgl. Röller: a. a. O.

tanten vorschlagen und mangels Alternativen 
bestimmen." no)
Maihofer hat dagegen die Fondskonstruktion 
als demokratisches Reformmodell herausge-
stellt. Damit werde versucht, den Wertpapier-
besitzern „anders als in der Depotstimmrechts-
praxis eine effektive Mitsprache und Mitbe-
stimmung zu gewährleisten" lu). In krassem 
Widerspruch dazuBiedenkopf: „Verglichen mit 
den demokratischen Rechten der Bürger nach 
dem Vermögenspapier der Koalition ist das 
Depotstimmrecht ein Muster demokratischer 
Selbstbestimmung des Aktionärs." ” ) Wenn 
man auf die direkten Weisungsmöglichkeiten 
abstellt — die Depotbank informiert vor jeder 
Hauptversammlung einer Aktiengesellschaft 
den betreffenden Aktienbesitzer über die Ta-
gesordnungspunkte und ermöglicht ihm Einzel-
weisungen für die Stimmrechtsausübung —, ist 
Biedenkopf beizupflichten. Nur wird diese 
Möglichkeit in der Praxis kaum genutzt und 
im Rahmen einer Vollmacht das Stimmrecht 
de facto der Depotbank überlassen. In einer 
stark arbeitsteiligen Gesellschaft kann von 
Kleinaktionären nicht generell die Bereit-
schaft erwartet werden, die für eine sinnvolle 
eigene Wahrnehmung des Stimmrechtes er-
forderliche Zeit aufzubringen, zumal es sich 
um materielle Interessen von begrenzter Grö-
ßenordnung handelt. Den „mündigen Wirt-
schaftsbürger" vorausgesetzt, wäre die „Ma-
nipulationsgefahr" auch im Koalitionsmodell 
gering, zumindest, wenn eine breite Wahlbe-
teiligung erreicht und ein Organisationsmono-
pol einer Gruppe, z. B. auch über die Ausbil-
dung von Aktio
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närsvereinigungen, vermieden 

würde ).
Kritiker der Koalitionslösung bemängeln wei-
ter, daß „eine gigantische Umverteilungsbüro-
kratie ohne sinnvollen wirtschaftlichen Effekt 
geschaffen" 114 ) werde. Röller nennt „als sehr 
vorsichtiges, nach unten gerundetes Ergebnis" 
einer internen Analyse der Dresdner Bank ei-
nen jährlichen Kostenaufwand von 700 
Mill. DM, der damit das Vierfache der von 
der Bundesregierung auf 3,5 ’/o geschätzten 
Rendite verschlingen würde. Besonders gro-
tesk sei das Mißverhältnis von Aufwand und 
Ertrag bei den letzten ca. 17 000 abgabepflich-

110) „Das Zertifikat im Vertiko", a. a. O.
11) Stenographische Berichte des Deutschen Bun-
destages, a. a. O., S 5304, Hervorh. v Verf.
112) Kurt H. Biedenkopf: Koalitionsvereinbarung, 
a. a. O.
us) Die jetzt abgeschlossenen Briefwahlen bei den 
Sozialversicherungen lassen auf einen derartigen 
Trend schließen. DGB und DAG haben erhebliche 
Stimmenverluste zugunsten spezieller Interessen-
vereinigungen hinnehmen müssen.
114) „Kleinaktionäre gehen auf die Barrikaden", 
a. a. O.



tigen Unternehmen, die durchschnittlich etwa 
48 000 DM abzuführen hätten. „So weit diese 
Firmen die Abgabe über eine Kapitalbeteili-
gungsgesellschaft vornehmen, ist hierfür ein 
Aufwand — vornehmlich Bewertungskosten 
— von rund 30 000 DM erforderlich."115 ) 
Auch wenn derartige Kostenschätzungen von 
Kritikern vor einer detaillierten Überprüfung 
mit Vorsicht zu genießen sind, dürfte die An-
nahme hoher Ver
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waltungskosten realistisch 

sein ).

115) Röller, a. a. O. Bei den genannten ca. 17 000 
Unternehmen handelt es sich nach den Zahlen der 
Bundesregierung um die Unternehmen mit einem 
Gewinn von unter 1. Mill. DM. Das Kostenargu- 
nient wäre geeignet — und zielt eventuell dar-
auf — Erwägungen zu stützen, die Abgabegrenze 
von 400 000 DM nach oben zu verschieben. Die 
Bundesregierung hat in den „Grundlinien" bereits 
eine Prüfung angekündigt, „ob durch eine andere 
zwischen 400 000 DM und 1 Million DM liegende 
Grenzziehung der Abgabepflicht, ein noch günsti-
geres Verhältnis zwischen der Zahl der Unterneh-
men und der Höhe des Aufkommens erreicht wer-
den kann". Bei einer Grenze von 1 Mill. DM 
wären nur noch etwa 10 000 Unternehmen abgabe-
pflichtig und das geschätzte Aufkommen würde 
sich von 4,85 Mrd. DM auf 4 Mrd. DM verringern.
116) So z. B. Geiger, der allerdings trotzdem eine 
Beteiligung des Kreditgewerbes annimmt, da es 
sich um den Markt der Zukunft handele. Vgl. 
„Sparkassen zur Technik einer Vermögensbildung", 
a. a. O. Die DAG hat als ein wichtiges Argument 
zugunsten eines zentralen Fonds die geringeren 
Kosten genannt. Vgl. die DAG-Vorstellungen, in: 
Der Angestellte, Nr. 2/74, S. 17.
117) Diese Formel ist von Maihofer eindeutig als 
Orientierung an „marktgerechter Rendite" inter-
pretiert worden. Vgl. Stenographische Berichte des 
Deutschen Bundestages, a. a. O., S. 5296.

118) Zitiert nach „Sparkassen zur Technik einer 
Vermögensbildung", a. a. O.
119) Vgl. Schreiben des stellvertretenden DAGMoT 
sit beitzenden Hesse an den Bundesminister für Aroe  
und Sozialordnung v. 13. Februar 1974.
120) Ebd.121) Vgl. Stenographische Berichte des Deutsche 
Bundestages, a. a. O., S. 5296.
122) Vgl. „Erste Details der Vermögensabgabe
Handelsblatt v. 17. März 1974. .
1M) Vgl. „Die Vermögensabgabe wird kaum Pra
kabel sein", Handelsblatt v. 11. März 1974.

Die Richtlinienkompetenz des Aufsichtsra-
tes ist hinsichtlich der Anlagepolitik der 
Fonds insofern eingeengt, als „Wettbewerbs-
verschiebungen am Kapitalmarkt" vermieden 
werden sollen. Diese auslegungsfähige Formel 
könnte sich z. B. darauf beziehen, daß Unter-
nehmen in öffentlichem Eigentum nicht aus 
„gesellschaftspolitischen Erwägungen“ bevor-
zugt werden dürfen. Andererseits ist aus-
drücklich vorgesehen, daß Barmittel, aller-
dings „unter Beachtung der jeweiligen Kapi-
talmarktbedingungen" 117 ), über den Kauf 
festverzinslicher Wertpapiere u. a. zur Finan-
zierung öffentlicher Infrastrukturinvestitionen 
verwendet werden können. Damit ist rudi-
mentär die SPD-Forderung berücksichtigt 
worden, Vermögensprojekt und Bekämpfung 
der „öffentlichen Armut" zu koppeln, über 
die Auslegung des Begriffes „Richtlinien" und 
damit das Ausmaß des direkten Einflusses des 
Aufsichtsrates auf die Geschäftspolitik der 
Fonds könnte es noch Auseinandersetzungen 
geben. Geiger hat bereits Einzelanweisungen 
strikt abgelehnt. „Wenn sich hier Gruppenin-

teressen durchsetzen, bedeutet das den Zen 
tralfonds. Dann ist für uns die Sache gestor-
ben. 118" )

Die Dispositionsfreiheit für den einzelnen ist 
einmal durch eine absolute Sperrfrist von sie-
ben Jahren beschränkt, während der — ent-
gegen den FDP-Forderungen — auch ein Wech. 
sei in eine andere Vermögensanlage nicht mög-
lich ist. Während der folgenden fünf Jahre 
führt eine Auszahlung der Zertifikate zu einem 
Verlust des Bezugsrechtes für ebenfalls fünf 
Jahre. Der Regierungskompromiß kombiniert 
also einfach die SPD- und FDP-Methoden, 
verlängert damit aber auch faktisch die 
Sperrfrist. Die DAG hat diese Lösung als „un-
zumutbar" kritisiert, da bei der finanziellen 
Sanktion die Verhältnismäßigkeit der Mittel 
nicht beachtet werde und z. B. die Einlösung 
auch nur eines Anteilscheines im Werte von 
etwa 300 DM (einschl. Zinsen) den Verlust 
von Neuzuteilungen im Gesamtwert von über 
1 000 DM bewirke 19). Die DAG hat sich wei-
ter „auch im Hinblick auf den politischen Ef-
fekt" gegen die vorgesehene siebenjährige 
Sperrfrist auch für die Erträge gewandt 189. 
Der als individuelle Sanktionsmöglichkeit 
wichtige Fondswechsel soll nach Maihofer 
„in gewissen Zeiträumen“ zulässig sein). 
Nach einem Bericht des Handelsblatts ist in 
einem ersten Referentenentwurf des Bundes-
arbeitsministeriums vorgesehen, daß der Be-
zugsberechtigte zwar die Vermögensanlage-
gesellschaft jedes Jahr neu wählen, seine al-
ten Anteile aber nicht mitnehmen kann, so 
daß eine „Abstimmung mit den Füßen“ nur 
für die Zukunft wirksam würde 12).

Die von der FDP verfochtene Nachlaßabgabe 
ist in den Kompromiß nicht einbezogen wor-
den. Nach Zeitungsberichten ist die Realisie-
rung dieses wichtigen Vorhabens aus der 
Sicht der FDP aber nur auf die nächste Legis-
laturper 123iode verschoben ).

Da es sich bei dem Kabinettsbeschluß über 
die Vermögensbildung bisher nur um die 
Festlegung von „Grundlinien" handelt, ver-
dient die im Gesetzentwurf vorzunehmende 
Detailausfüllung besondere Beachtung, zumal 



in einigen Punkten weitere Auseinanderset-
zungen zu erwarten sind. Angesichts der fol-
genlosen vermögenspolitischen Ankündigun-
gen der Regierung in der Vergangenheit hat 
die Opposition Skepsis auch gegenüber dem 
.neuesten Plan" deutlich gemacht124 ). Der in 
den .Grundlinien" vorgesehene Zeitpunkt des 
Inkrafttretens „spätestens 1976“ ist inzwi-
schen in der Regierungserklärung des neuen 
Bundeskanzpiers Schmidt auf 1978 hinausge-
schoben worden. Der neue Bundeskanzler hat 
zur Begründung a
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ngeführt, „daß es auf diesem 
Neuland große rechtliche und auch technische 
Schwierigkeiten gibt" )  und daß es notwen-
dig sei, die „schwierigen Fragen“ gründlich zu 
klären. Ziel ist es, das Gesetz wenigstens noch 
in dieser Legislaturperiode einzubringen, um 
ein Wirksamwerden Anfang 1978 zu ermög- 
lichen. Die offizielle Begründung erscheint we-
nig überzeugend, zumindest stellt sie der bis-
herigen Arbeit der Bundesregierung kein gu-
tes Zeugnis aus. In der Aussprache über die 
Regierungserklärung hat Katzer als ein Spre- 
ther der Opposition die erneute Verzögerung 
als „gesellschaftspolitisches Eklat erster Ord-
nung“ 126)  charakterisiert.

127) K. H. Pitz, Das Vermögensbildungsgesetz: Groß 
bleibt das Große und klein bleib' das Kleine, in: 
Der Gewerkschafter Nr. 3/74, S. 25.
128) Gerhard Leminsky. Die vermögenspolitischen 
Alternativen überbetrieblicher Ertragsbeteiligung, 
in: WWI-Mitteilungen Nr. 4/1971, S. 105.

Abschließend sei darauf hingewiesen, daß 
sich der DGB bisher an der Auseinanderset-
zung um das Vermögensprojekt nicht betei-
ligt hat. Diese „Lähmung" dürfte auf die be-
reits erwähnten innergewerkschaftlichen 
Spannungen in der Vermögensfrage zurück-
gehen. Der vermögenspolitische Experte der 
IG Metall, Pitz, hat die ablehnende Position 
der IG Metall bekräftigt und darüber hinaus 
versucht, dem DGB Arbeit abzunehmen, in 
dem er die „Grundlinien" am Maßstab der 
DGB-Forderungen mißt. Fazit: Die DGB-Min- 
destbedingungen werden in fünf Punkten 
nicht erfüllt: 1. Junktim Mitbestimmung-Ver- 
mögensbildung statt sachlicher Unabhängig-
keit und zeitlichem Nacheinander; 2. Baraus-
schüttung möglich; 3. keine von Arbeitneh-
mern selbstverwaltete Fonds; 4. Bezugsbe-
rechtigung nicht nur für Arbeitnehmer; 5. Ge-
winne an Bezugsberechtigte statt für Infra-
strukturinvestitionen. „Da die Grundlinien 
keine der Mindestbedingungen des DGB ein-
halten, müssen nunmehr selbst nach DGB- 
Vorstellungen die Vorbehalte der IG Metall 
gegen Vermögensfonds sich als richtig erwie-
sen h 127aben." )

VII. Die Problematik des Zusammenhanges von 
Mitbestimmung und Vermögensbildung

In der Frage des Zusammenhanges von Mit-
bestimmung und Vermögensbildung lassen 
sich drei Positionen unterscheiden: 1. Mitbe-
stimmung durch Vermögensbildung; 2. so-
wohl Mitbestimmung als auch Vermögensbil-
dung bei völliger Unabhängigkeit beider For-
derungen; 3. institutionelle Koppelung von 
Mitbestimmung und Vermögensbildung.

Bei der ersten Position wird' davon ausgegan-
gen, daß die Bestimmung der Unternehmens-
politik allein der Kapitalseite obliegen und 
Mitbestimmung über Kapitaleinlagen erfolgen 
sollte, wobei Vermögenspolitik die Möglich-
keit für alle zu schaffen hätte, sich am Kapital 
zu beteiligen. Diese rigide Position, die ein ei-
genständiges Mitbestimmungsrecht des Fak-
tors Arbeit leugnet, wird heute von keiner 
Politisch einflußreichen Gruppe mehr vertre-
ten.

Die zweite Position basiert auf der Annah- 
®e, daß der Mitbestimmungsanspruch aus

I Vgl. Stenographische Berichte des Deutschen 
1ndestages, a. a. O„ S. 5305.

I Stenographische Berichte des Deutschen Bun- 
265 tages, 7. Wahlperiode, 100. Sitzung, S. 6602.

) Ebd., S. 6692.

dem Eigenwert der Arbeit erwächst und kei-
ner weiteren Legitimation durch Kapital be-
darf, andererseits vermögenspolitische Forde-
rungen auch nicht durch den Anspruch auf 
Mitbestimmung beschränkt werden können. 
Diese These völliger Unabhängigkeit von pa-
ritätischer Mitbestimmung und Mitbestim-
mungsrechten aus Vermögensbildung wird 
auch von Anhängern von Kollektivvermögen 
vertreten, die die aus Kapital resultierenden 
Einflußchancen der Fonds zugunsten gesell-
schaftspolitischer Ziele nutzen wollen. Sie 
führen an: „Die Mitbestimmung im Unterneh-
men ist vor allem auf die Struktur der Innen-
verhältnisse des Unternehmens gerichtet. Die 
Fondspolitik dagegen hat primär die Außen-
beziehungen des Unternehmens zum Markt 
und zur Gesellschaft im Blickfeld. Mitbestim-
mung im Unternehmen und Fondspolitik ha-
ben damit unterschiedliche Ausgangsp
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unkte 
und Zielvorstellungen ... sie sind prinzipiell 
unabhängig voneinander." ) 



Eine solche funktionale Differenzierung bleibt 
aber, wie schon die Termini „vor allem" und 
„primär" deutlich machen, zwangsläufig un-
scharf und dürfte kaum realitätsgerecht sein. 
Die Verbindung von gewerkschaftlich domi-
nierten Vermögensfonds mit gewerkschaftlich 
dominierter paritätischer Mitbestimmung und 
eine daraus resultierende „Uberparität", die 
bei Realisierung der ursprünglichen DGB- 
Vorstellungen wahrscheinlich gewesen wäre, 
sind wichtige Argumente für diejenigen, die 
vor einem „Gewerkschaftsstaat" warnen. Diese 
Gefahr ist aber nach Ansicht von Kritikern 
auch durch den Koalitionskompromiß trotz der 
erheblich veränderten Fondskonstruktion nicht 
ausgeschlossen. „Mit Sicherheit ist davon aus-
zugehen, daß für Vermögensfonds in allen Auf-
sichtsräten auf der Anteilseignerseite ein 
Mandat gefordert werden wird. Dank der ge-
schickten Verzahnung von Mitbestimmung 
und Vermögensbildung durch die Wahl der 
Repräsentationsverfahren wäre die Mehrheit 
der Organisationen damit gesichert und das 
Traumziel sozialistischer Mitbestimmungspo-
litik err 129eicht.“ )
Andere Kritiker haben die Möglichkeit be-
tont, die Barmittel der Vermögensfonds aus 
Erträgen und Barabführungen gezielt zum 
Kauf von Beteiligungswerten einiger „Schlüs-
selunternehmen", wie z. B. der Großbanken, 
einzusetzen, um zumindest in diesen Unter-
nehmen schnellstmöglich eine Uberparität zu 
sichern 130).
Weiter sind die Folgen der paritätischen Mit-
bestimmung für die Vermögensfonds selbst 
angeführt worden. Die von Kritikern befürch-
tete Gewerkschaftsdominanz in den Teilha-
bervertretungen und damit im Aufsichtsrat 
sei nicht das einzige Instrument zur Steu-
erung der Fondspolitik, da die vom Fondsträ-
ger bestimmte Geschäftsleitung z. B. bei den 
paritätisch mitbestimmten Großbanken eben-
falls dem gewerkschaftlichen Einfluß unterlie-
ge 131).
Gewerkschaftliche Befürchtungen, vor allem 
der IG Metall, die vermögenspolitischen For-
derungen könnten die Durchsetzung der pari-
tätischen Mitbestimmung erschweren oder 
gar verhindern — Argument Uberparität—, 
haben den DGB zur Festlegung einer zeitli-
chen Rangfolge veranlaßt. Die vermögenspoli-
tischen DGB-Forderungen sollten erst nach 

Realisierung der paritätischen Mitbestimmung 
verwirklicht werden13229). Der Versuch, durch 
die zeitliche Rangfolge ein sachliches Junktim 
zwischen Mitbestimmung und Vermögensbil. 
düng zu vermeiden, ist mit dem Koalitions-
kompro 133miß gescheitert ).

129) Kurt H. Biedenkopf, Koalitionsvereinbarunq, 
a. a. O.
130) Vgl. Röller, a. a. O.
131) Vgl. „Kategorisches Nein der Wirtschaft zu 
den Koalitionsbeschlüssen", Pressedienst der Deut-
schen Arbeitgeberverbände Nr. 4 v. 23. Januar 
1974.

132) Vgl. den Beschluß des DGB-Bundesausschusses 
vom April 1973. DGB-Forderungen zur Vermögens-
bildung, a. a. O., S. 28.
133) Vgl. dazu die Kritik des IG Metall-Experten 
Pitz, a. a. O. (Anm. 127).
134) Vgl. Albrecht Hasinger, Mitbestimmung. De 
Vorschlag der Sozialaussdiüsse, a. a. O., S. 14.
1 3) Kurt H. Biedenkopf, Unternehmensgemein-
schaft, a. a. O., S. 45. _.
136) Albrecht Hasinger, Stellungnahme der C 
Mitbestimmungs-Kommission, in: Mitbestimmung 
Der Vorschlag der Sozialausschüsse, a. a. O., S 3*

Vorschläge zu einer institutioneilen Koppe-
lung von Mitbestimmung und Vermögensbil-
dung — die dritte Position — sind u. a. von 
Teilen der CDU gemacht worden. Die CDU 
Nordwürttemberg hat im Rahmen eines 7:5 

%

Modells für den Aufsichtsrat vorgeschlagen, 
daß auf der Kapitalseite ein (zwei) Vertreter 
der Belegschaftsaktionäre vertreten sein 
soll(en), wenn die Arbeitnehmer mit mehr als 
5 (25) °  am Grundkapital beteiligt sind. Kriti-
ker dieses Vorschlages haben u. a. zu Recht 
darauf hingewiesen, daß bei fehlendem 
Zwang zur Ausgabe von Belegschaftsaktien 
die Bereitschaft der Unternehmer dazu auf-
grund einer solchen Koppelung vermutlich 
nicht gerade wachsen würde134 ). Biedenkopf 
hat vorgeschlagen, in einem paritätisch be-
setzten Aufsichtsrat auf der Arbeitnehmer-
bank mindestens einen Vertreter der „vermö-
gensrechtlichen Interessen der Arbeitnehmer 
(Betriebspensionsfonds, sonstige Sozialfonds, 
stille Beteiligungen, Belegschaftsaktien usw.)" 
zu berücksichtigen, da es sich um „wichtige, 
von Lohn- und Hierarchie-Interessen der 
Arbeitnehmer unterschiedliche Interessen" 
handle. „Zugleich wird damit die Entwicklung 
vom dualarbeitsrechtlichen zum gesellschafts- 
oder gemeinschaftsrechtlichen Verhältnis der 
Mitarbeiter zum Unternehmen eingelei-
tet. 135“ )
Kritiker dieses Versuches, die Arbeitnehmer-
seite im Aufsichtsrat weiter auszudifferenzie-
ren, haben einmal darauf hingewiesen, daß 
damit eine ordnungspolitisch verfehlte Bevor-
zugung von Belegschaftsaktien verbunden 
wäre, z. B. die erwünschte freie Wahl der 
Vermögensanlage beschnitten würde. Zum 
anderen komme es zur „Bildung von 2 Klas-
sen von Eigentümern am Produktivvermo- 
gen" 136). Der Einwand, daß Kapitalinteressen 
der Arbeitnehmer wie die anderer auf der 
Anteilseignerbank zu vertreten seien und es 



nicht zu Kapitaleignern minderen Rechtes 
kommen dürfe, ist u. E. stichhaltig. Die Wahr-
nehmung unterschiedlicher, auch konflikt-
trächtiger „Rollen“, wie die des Arbeitneh-
mers, Kapitaleigners, Konsumenten, durch 
dasselbe Individuum ist ein Kennzeichen ei-
ner „offenen Gesellschaft“, wenn auch für 
Marxisten die Doppelrolle von Arbeitnehmer 
und Kapitaleigner als Versuch erscheint, den 

Klassenkampf in die Brust des einzelnen zu 
verlagern und damit stillzulegen. Solange es 
sich um individuell verfügbares Vermögen 
handelt, ist jedenfalls eine Differenzierung in 
Arbeitnehmervermögen und Vermögen in an-
deren Händen unangebracht und prinzipiell 
von der Unabhängigkeit der Forderungen 
nach Mitbestimmung und Vermögensbildung 
auszugehen.

VIII. Zur Methodik des Kompromisses

Der Regierungskompromiß in Sachen Mitbe-
stimmung und Vermögensbildung und sein 
Echo in der politischen Öffentlichkeit sind 
nicht nur unter dem Sachaspekt von Interes-
se, sondern auch unter dem methodischen Ge-
sichtspunkt des politischen Willensbildungs- 
und Entscheidungsprozesses.

Die Regierungserklärung Bundeskanzler 
Brandts vom Januar 1973 enthielt 
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einerseits 
in der Mitbestimmungsfrage einen bereits auf 
Koalitionsverhandlungen beruhenden Mini- 
malkonsensus ),  andererseits stellte sie 
eine Willenserklärung dar, für Mitbestim-
mung und Vermögensbildung in dieser Legis-
laturperiode politische Lösungen zu finden.

Dabei bestand für die sozial-liberale Koalition 
in der Mitbestimmungsfrage nicht mehr die 
Möglichkeit, eine eventuelle Entscheidungs-
unfähigkeit in dieser für die Koalitionspartei-
en wichtigen Frage dadurch zu kaschieren, 
daß sie, wie einst die „Große Koalition“, eine 
Sachverständigen-Kommission einsetzte. Die 
Biedenkopf-Kommission hatte zweifellos nicht 
allein und nicht einmal primär die Aufgabe, 
eine „wissenschaftlich-objektive" Analyse als 
Grundlage für eine politische Entscheidung 
zu liefern, sondern diente politisch vor allem 
als Alibi, eine Entscheidung zu verzögern. 
Der Verdacht liegt nahe, daß die in der Regie-
rungserklärung 1974 angekündigte Bildung 
einer neuen „interministeriell zusammenge-
setzten Organisationseinheit" beim Bundes-
finanzminister speziell für den Vermögens-
komplex ebenfalls eine Alibifunktion für die 
erneute Verzögerung der vermögenspolitischen 
Detailregelung hat.

137) Kommunique über die Sitzung von Parteivor-
stand, Parteirat und Kontrollkomission der SPD 
am 10. Dezember 1972. Pressemitteilungen und In- 
formationen der SPD Nr. 624/72 v. 10. Dezember 

Angesichts des zu erwartenden erheblichen 
Zeitaufwandes sowohl für die Kompromißfin-
dung als auch für das parlamentarische Ge-
setzgebungsverfahren war die Koalition ge-
zwungen, diese Komplexe möglichst frühzei-
tig in Angriff zu nehmen, wenn sie sie noch 
in dieser Legislaturperiode abschließen wollte. 
Die ersten konkreten Kompromißversuche 
zeichneten sich bereits Anfang 1973 ab, als 
politisch exponierte Vertreter der beiden Par-
teien mit neuen Modellen an die Öffentlich-
keit traten, die versuchten, Essentials der je-
weils anderen Partei ansatzweise zu berück-
sichtigen. Kühn und Farthmann kamen den 
FDP-Vorstellungen entgegen, indem sie je ei-
nen von der Anteilseigner- und Arbeitneh-
merseite kooptierten leitenden Angestellten 
im Aufsichtsrat vorsahen; Maihofer dagegen 
berücksichtigte in einer neuen Modellvarian-
te außerbetriebliche Gewerkschaftsvertreter 
auf der Arbeitnehmerbank.

Die systematische Kompromißsuche fand an-
geblich auf drei Ebenen statt. Es wurden, ge-
trennt nach Mitbestimmung und Vermögens-
bildung, Arbeitsausschüsse auf der Referenten- 
ebene, der Ebene der Koalitionsfraktionen 
und auf Kabinettsebene gebildet. Trotz ge-
trennter Verhandlungskommissionen war es 
über die Verhandlungschefs Arendt und Mai-
hofer möglich, der bereits erörterten Proble-
matik eines sachlichen Zusammenhanges bei-
der Komplexe Rechnung zu tragen.

Unabhängig von der Problematik eines sachli-
chen Zusammenhanges handelt es sich bei 
der gefundenen Lösung eindeutig um ein poli-
tisches Junktim. Das macht schon die Tatsa-
che deutlich, daß beide Komplexe gleichzeitig 
abgeschlossen wurden. Der zentrale politische 
Kompromiß bestand darin, daß die SPD Zuge-
ständnisse im Bereich Vermögensbildung und 
die FDP solche im Bereich Mitbestimmung 
machten. Während die SPD auf ihre Fonds-



lösung in der Vermögensbildung verzicht
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ete, 
gab die FDP die Eigenständigkeit der leitenden 
Angestellten im Aufsichtsrat preis ).

Durch die Koppelung beider Komplexe wurde 
der Kompromißspielraum erheblich erweitert 
oder der Kompromiß sogar erst möglich, da 
sich innerhalb der beiden Komplexe ziemlich 
rigide Positionen gegenüberstanden. Zur 
Kompromißfindung trug bei, daß das Interesse 
beider Parteien an den zwei Komplexen un-
terschiedlich stark ausgeprägt war. Dies 
dürfte zumindest für die SPD gelten, für die 
aufgrund der innerparteilichen Situation und 
der Haltung der Gewerkschaften der Komplex 
Mitbestimmung Priorität besaß.

Während sich also einerseits der Kompromiß 
auf ein Koppelungsgeschäft zwischen Sachbe-
reichen erstreckte, ist andererseits in der öf-
fentlichen Diskussion ein weiteres Koppe-
lungsgeschäft zwischen Sach- und Personal-
fragen vermutet worden. Die weitgehenden 
Zugeständnisse der FDP in der Mitbestim-
mungsfrage sind als Reaktion auf die „Groß-
zügigkeit" der SPD interpretiert worden, die 
Kandidatur des FDP-Vorsitzenden Scheel für 
das Amt des Bundespräsidenten zu unterstüt-
zen und seine Wahl damit zu sichern, ohne 
gleichzeitig eine Kabinettsumbildung zu La-
sten der F 139DP vorzunehmen ).

über die endgültige Fassung des Koalitions-
kompromisses wurde in einer Serie von Spit-
zengesprächen um die Jahreswende 1973/74 
entschieden. Daran war die politische Füh-
rung beider Parteien und Fraktionen, u. a. 
Brandt, Wehner, Scheel und Mischnick, betei-
ligt, was auch äußerlich die Bedeutung des

138) So äußerte sich z. B. der SPD-Abgeordnete 
Nölling, der in beiden Expertengruppen vertreten 
war. Vgl. „Die richtige Siegesstimmung hat sich 
nicht eingestellt. Der Mitbestimmungs-Kompromiß 
braucht den Segen der Fraktionen / FR-Gespräch 
mit Wilhelm Nölling", Frankfurter Rundschau v. 
23. Januar 1974.
13%) Der Bundesvorsitzende der Mittelstandsver-
einigung der CDU, Egon Lampersbach, hat der FDP 
vorgeworfen, den leitenden Angestellten „für den 
Judaspreis des Präsidentensessels verstoßen“ zu 
haben. Zitiert in: „Stoltenberg kritisiert: FDP um-
gefallen", Westfälische Nachrichten v. 25. Januar 
1974.
Vgl. auch: „Die Bonner Mitbestimmungsvorlage in 
der Diskussion", Neue Züricher Zeitung v. 27. Ja-
nuar 1974; Diether Stolze, Auf dem Weg zum 
Funktionärsstaat, in: Die Zeit v. 1. Februar 1974. 
Andere haben die zeitlichen Folgen dieses Koppe-
lungsgeschäftes betont. „Solange die Unterstüt-
zung der Kandidaten Scheels durch die SPD offen 
war, und Genscher um den gewünschten Wechsel 
ins Außenamt bangen mußte, wurden die Koali-
tionsgespräche von der FDP blockiert." In: „Poli-
tischer Kompromiß", Frankfurter Zeitung — Blick 
durch die Wirtschaft v. 22. Januar 1974.

Kompromisses 140unterstreicht ). Der im Ja-
nuar erreichte und der Öffentlichkeit be-
kanntgegebene Kompromiß erwies sich je-
doch, vermutlich zur Überraschung seiner Ur-
heber, als sowenig tragfähig, daß sofort Revi-
sionsverhandlungen einsetzten, die einen Mo-
nat später zu einem in wichtigen Punkten der 
Mitbestimmung revidierten Kompromiß führ-
ten, der dann offiziell vom Kabinett verab-
schiedet wurde.
Mehrere Faktoren dürften diese Zwei-Pha- 
sen-Kompromißfindung notwendig gemacht 
haben. Als ein wichtiger Faktor dürfte die 
heftige Reaktion der Öffentlichkeit anzusehen 
sein, die sich in erster Linie auf die Mitbestim- 
mungsregelungen bezog, wobei vor allem die 
FDP des Ausverkaufs ihrer Freiburger Pro-
grammpositionen bezichtigt wurde 141).  Anlaß 
für unterschiedliche Interpretationen und damit 
neuen Koalitionsstreit bildeten auch nicht 
eindeutig formulierte Regelungen des ersten 
Mitbestimmungskompromisses. Dies gilt z. B. 
für den — vor allem für die leitenden Ange-
stellten — wichtigen Vorschlagsmodus im 
zweiten Wahlgang. In der am 23. Januar 1974 
veröffentlichten Kompromißfassung heißt es 
dazu in Klammern: „Dabei genügt ein gerin-
geres Quorum, gegebenenfalls 1/20 der insoweit 
Vorschlagsberechtigten“ ’42). In einem bereits 
am 28. Januar 1974 vorgelegten Referentenent-
wurf des federführenden Arbeitsministe-
riums, der durch Indiskretion sehr schnell be-
kannt wurde, ist für den zweiten Wahlgang 
eine eindeutige Fünf-Prozent-Regelung vorge-
sehe 143n ).
Der kurzfristig erarbeitete Referentenentwurf 
und die Tatsache, daß darin strittige Punkte 
eindeutig und damit einseitig festgelegt wur-
den, haben den Verdacht aufkommen lassen, 
es habe sich um den Versuch gehandelt, voll-
endete Tatsache 144n zu schaffen ).  So haben

140) Nadi einem Bericht der Frankfurter Rundschau 
soll die letzte Kompromißformulierung von den 
„Nicht-Experten“ Wehner und Genscher ausgehan-
delt worden sein, mit dem Ziel, eine Regelung zu 
treffen, „die im Bundestag eine Mehrheit findet 
und die für die Gewerkschaften annehmbar ist 
Vgl.: „Mitbestimmung und Vermögensbildung 
sicher", Frankfurter Rundschau v. 21. Januar 1974. 
Hl) Vgl. u. a. „Trauer muß der Liberale tragen , 
FAZ v. 24. Januar 1974.
142) Vgl. u. a. „Der Mitbestimmungs-Kompromiß 
der Koalitionsparteien. Die Einigung im Wortlaut, 
FAZ v. 23. Januar 1974.
“143) Vgl. „FDP-Zweifel nicht berücksichtigt. Arendts 
Mitbestimmungstext eindeutig", Frankfurter Rund-
schau v. 2. Februar 1974; ebenso: Gesellschafts-
politischer Informationsdienst (gpi), Dokumenta-
tion, Nr. 2/74, wo der Referentenentwurf vollstän-
dig abgedruckt ist.
144) Vgl. Eduard Neumaier, Nach Tisch las mans 
anders, in: Die Zeit v. 7,/8. Februar 1974.



auch die Verbände, insbesondere BDA und 
BDI, beklagt, daß es nicht zum üblichen An-
hörungsve 145rfahren gekommen sei ).
Obwohl der Kompromiß aus DGB-Sicht in der 
zweiten Phase negativ verändert wurde, hat 
Vetter die Notwendigkeit einer schnellen Ent-
scheidung betont, da andernfalls die SPD 
nach der Wahl Scheels zum Bundespräsiden-
ten „mit einer ausged

146
rückten Bananenscha- 

le" dagestanden hätte ).
Von den wichtigen Änderungen in der zwei-
ten Phase ist der der Hauptversammlung zu-
gesprochene Letztentscheid in der Frage der 
Vorstandswahl am umstrittensten. Begründet 
wird diese Änderung mit Verfassungsüberle-
gungen, der Befürchtung nämlich, eine andere 
Regelung „würde mit der Verfassung im Kon-
flikt stehen und würde die Verfassungsklage 
und damit das Scheitern des gesamten Wer-
kes heraufbes 147chwören" ).  Für diese verfas-
sungsrechtliche Argumentation hat angeblich 
ein Rechtsgutachten aus dem Hause des In-
nenministers Gensc

148
her eine erhebliche Rolle 

gespielt ).
Die Tatsache, daß die FDP noch einige wich-
tige Punkte in der zweiten Verhandlungspha-
se verändern konnte, hat in der Öffentlichkeit 
den nach dem ersten Kompromiß entstande-
nen Eindruck eines „FDP-Opferganges" revi-
diert und der FDP optische Vorteile gebracht. 
Für die Koalition als Ganzes dürften die Aus-
einandersetzungen nach dem ersten Kompro-
miß in der Öffentlichkeit jedoch eher negative 
Auswirkungen gehabt haben.
Die Reaktionen der Bundestagsparteien auf 
den ausgehandelten Kompromiß fielen je 
nach Interessenposition unterschiedlich aus. 
Während die SPD-Fraktion — bei wenigen Ent-
haltungen und nur einer Gegenstimme (an-
geblich Farthmann) — den ersten Kompromiß 
begrüßte, gab es nach Bekanntwerden des 
zweiten Kompromisses Widerstand, haupt-

H .Nach Auffassung beider Verbände ist es .un-
verzichtbare Praxis in einem demokratischen Staat’, 
die von den Gesetzesvorhaben unmittelbar betrof-
fenen Gruppen bereits im Stadium der Referenten-
entwürfe zu informieren und sich deren Auffas-
sung anzuhören. BDA und BDI bestehen darauf, 
daß die Bundesregierung ihre Anhörung sicher-
stellt, ehe die Gesetzentwürfe zur Mitbestimmung 
und zur Vermögensbildung dem Bundeskabinett 
zur Beschlußfassung zugeleitet werden." In: „Hand- 
ungsfähige Unternehmen notwendig", Süddeutsche 
tejtung V. 8. Februar 1974.

I Vgl. „Vetter nennt den Mitbestimungs-Entwurf 
1sraRegierung unannehmbar", FAZ v' 23. Februar 

"2 Wolfgang Mischnick, in: fdk-Tagesdienst Nr. 

Vgl- „Neues Gutachten beeinflußt Mitbestim- 
mungsmodell". Die Welt v. 1. März 1974. 

sächlich von den gewerkschaftlich orientier-
ten Abgeordneten. Innerhalb der Partei beton-
te vor allem die Arbeitsgemeinschaft für Ar-
beitnehmerfragen die Erwartung von Verbes-
serungen im Gesetzgebungsverfahren149 ). 
Der frühere Bundeskanzler Brandt hat jedoch 
bereits darauf hingewiesen, daß Änderungen 
nur mit Zustimmung des Koalitionspartners 
möglich seien150 ). Während Brandt als Re-
gierungschef primär die Koalitionsräson ver-
tritt, zeigt z. B. die Ablehnung des Kompro-
misses durch den Parteibezirk Hessen-Süd, daß 
der innerparteiliche Widerstand wächst151 ). 
Ein Indikator dafür ist auch, daß die sozial-
demokratisch regierten Länder im Bundesrat 
eine Revision in zwei Punkten gefordert ha-
ben: die Beteiligung der leitenden Angestell-
ten soll noch einmal überprüft und der Letzt-
entscheid der Hauptversammlung bei der Vor-
standswah 152l fallengelassen werden ).

149) Vgl. „Harte Kritik aus der SPD am Mitbestim-
mungskompromiß", Die Welt v. 2./3. März 1974.
1W) Ebd.
151) Vgl. „Solidarität nur mühsam erhalten. In Süd-
hessen dominieren die Linken“, FAZ v. 8. April 
1974. .
152) Vgl. „Muß Mitbestimmung doch vom Bundes-
rat gebilligt werden?“ FAZ v. 29. März 1974.
133) Vgl. fdk-Tagesdienst Nr. 158/74.
154) Bei der Abstimmung über das Betriebsverfas-
sungsgesetz sind die Sozialausschüsse aus der 
Fraktionsdisziplin ausgebrochen und haben dem 
Gesetz zugestimmt.

Daß auch die FDP-Stellungnahmen zum Kom-
promiß unterschiedlich sind, zeigen die Äuße-
rungen des wirtschaftspolitischen Sprechers 
Lambsdorff auf der einen, die der Jungdemo-
kraten auf der anderen Seite. Mischnick hat, 
wie Brandt, betont, daß

153

 Änderungen nur 
im gegenseitigen Einverständnis möglich 
sind ). Er hat sich gegen wechselnde 
Mehrheiten bei Abstimmungen gewandt, ver-
mutlich aufgrund der Befürchtung, die SPD 
könne versuchen, mit Hilfe der Stimmen der 
Sozialausschüsse der CDU den Entwurf in ih-
rem Sinn 154zu ändern ).

Die Opposition hat grundsätzlich nur be-
schränkte Möglichkeiten, auf die Realisierung 
von Gesetzesvorhaben Einfluß zu nehmen. Sie 
kann durch eigene Vorlagen versuchen; die 
Regierung unter Zugzwang zu setzen. Die 
CDU konnte jedoch diese Chance auf dem 
Hamburger Parteitag nicht nutzen, da die in-
nerparteiliche Zerrissenheit in der Mitbestim-
mungsfrage offensichtlich war. Die unter-
schiedlichen Mitbestimmungspositionen be-
dingen vermutlich auch, daß es in dieser Fra-
ge — anders als bei der Vermögensbildung — 
bisher noch zu keiner konkreten Gesetzesvor-
lage der Opposition gekommen ist.



Die gegenwärtige Mehrheit der CDU/CSU im 
Bundesrat könnte sich jedoch als bedeutender 
Machtfaktor erweisen. Entscheidend dafür ist 
jedoch, ob der Gesetzentwurf zur Mitbestim-
mung zustimmungsbedürftig ist. Während die 
Bundesregierung dies verneint, hält ihn die 
große Mehrheit der Länderjustizminister — 
einschließlich der sozial-demokratischen Ver-
treter — für 155zustimmungspflichtig ).

„Der Rechtsausschuß des Bundesrates begrün-
det seine Mehrheitsentscheidung damit, daß 
durch das Mitbestimmungsgesetz auch das 
Aktiengesetz und das Arbeitsgerichtsgesetz 
förmlich geändert werden. Beide Gesetze sind 
aber mit Zustimmung des Bundesrates ergan-
gen 156." )

Sollten sich die konkreten Rechtspositionen 
nicht ändern, so könnte die Bundesregierung 
das Gesetz nach seiner Verabschiedung durch 
den Bundestag dem Bundespräsidenten zur 
Unterschrift vorlegen. Unterzeichnete dieser 
trotz des Einspruchs des Bundesrates, so 
könnten der Bundesrat oder einzelne Länder 
das Bundesverfassungsgericht anrufen. Eine 
solche Entwicklung würde bis zur Entschei-
dung des Bundesverfassungsgerichts eine er-
hebliche Rechtsunsicherheit bewirken.

Würde sich dagegen die Bundesregierung der 
Rechtsauffassung des Bundesrates anschlie-
ßen, so wäre ein Kompromiß mit der CDU un-
verme 157idbar ).

Auch ohne weitere Kompromisse wird heute 
bereits die Meinung geäußert, daß keine Lö-
sung besser sei als diese Lösung. Im Gegen-
satz zu dieser „Alles-oder-Nichts-Position" 
vertreten andere die Ansicht, man müsse in 
der jetzigen Situation nehmen, was erreichbar 
sei und auf Verbesserungen in der Zukunft 
hoffen.

155) Eine Ausnahme bilden die Vertreter Bremens 
und Hamburgs. Vgl. „Muß Mitbestimmung doch 
vom Bundesrat gebilligt werden?" FAZ v. 29. Marz 
1974.
156) Ebd. Könnte die Gesetzesvorlage so modifiziert 
werden, daß die genannten Gesetze nicht geändert 
würden, entfiele auch die Grundlage für die Rechts-
auffassung des Bundesrates.

157)  Die Kritik der CDU/CSU-regierten Länder be-
trifft sechs Punkte: 1. Fehlende Urwahl, 2. unzu-
länglicher Minderheitenschutz, 3. kein Entschei-
dungsrecht über außerbetriebliche Aufsichtsrats-
vertreter, da ausschließlich Vorschlagsrecht der Ge-
werkschaften, 4. keine echte Vertretung der leiten-
den Angestellten, 5. Auflösung von Pattsituationen 
im Aufsichtsrat unpraktikabel, 6. Auswirkungen 
auf Gesellschaftsrecht, Wirtschaftsrecht sowie in-
ternationale Wettbewerbssituation unberücksich-
tigt. Vgl. „Bundesrat lehnt Gesetzentwurf zur Mit-
bestimmung ab", Die Welt v. 6. April 1974.

Hinter beiden Positionen sind unterschiedli. 
ehe Einschätzungen der zukünftigen politi-
schen Entwicklung zu vermuten. Die „Alles- 
oder-Nichts-Position" kann nur dann politisch 
und nicht allein mit Prinzipientreue gerecht-
fertigt werden, wenn für die Zukunft bessere 
politische Durchsetzungschancen angenom-
men werden und diese Chancen nicht durch 
einen „faulen Kompromiß" beeinträchtigt 
werden sollen.
Wird dagegen davon ausgegangen, daß sich 
die politischen Durchsetzungschancen für die 
eigene Position eher verschlechtern, so liegt 
es nahe, selbst für bescheidene Fortschritte in 
einem Kompromiß sehr weitgehende Zuge-
ständnisse zu machen. Diese „pessimistische- 
Position schließt Fortschritte in der Zukunft 
nicht aus. So meint z. B. Karl Hauenschild, Vor-
sitzender der IG Chemie, Papier, Keramik 
„Außerdem wird in der Bundesrepublik 
Deutschland auch nach den Bundestagswah-
len 1976 noch Politik gemacht —

158
 ich hoffe, es 

werden auch Gesetze novelliert." )
Diese beiden Positionen stehen offenbar auch 
bei den Gewerkschaften im Widerstreit, wie 
sich z. B. an den Stellungnahmen des DGB- 
Bundesausschusses und der IG Metall deut-
lich ablesen läßt. Während die DGB-Erklä- 
rung zum Koalitionskompromiß trotz klarer 
Ablehnung gewisser Punkte den guten Willen 
der Bundesregierung anerkennt und ihre Kri-
tik relativ konziliant formuli 159ert ), ist die 
IG-Metall-Erklärung in einem sehr viel här-
teren Ton gehalten und umfaßt zusätzlich d
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en 
Kritikpunkt, daß auf den „ Arbeitsdirektor’ 
verzichtet worden ist ).
Der DGB wie auch die anderen betroffenen 
Interessenverbände haben sich nicht auf öf-
fentliche Kritik des Koalitionskompromisses 
beschränkt, sondern haben auch auf anderem 
Wege versucht, ihre Interessen durchzusei- 
zen.
Eine Einflußmöglichkeit für Verbände besteht 
in der Mobilisierung der „verbandsnahen" 
Bundestagsabgeordneten. So wird z. B. oft 
darauf hingewiesen, daß mehr als die Hälfte 
aller Bundestagsabgeordneten Mitglieder des

158) Zitiert nach „Die Koalition ist wichtiger als 
Mitbestimmung", Handelsblatt v. 12. März 1974.
159) Vgl. Erklärung des DGB-Bundesausschusses 
zum Mitbestimmungskompromiß, in: DGB-Nadi- 
richten-Dienst Nr. 38 74 v. 18. Februar 1974. Diese 
„ja, aber nur, wenn"-Erklärung war ein Kompro-
miß zwischen einem Entwurf des DGB-Bundes-
ausschusses und einer Empfehlung der IG Metall 
Vgl. „Vetter ist ganz optimistisch", Welt der Arbet 
v. 22. Februar 1974. . .
160) Der Tenor lautet: „Wir lehnen ab ..." 9 
Eugen Loderer, Das führt niemals zu einer Paritat 
in: IG Metall Nachrichten v. 5. März 1974.



DGB seien. Es ist jedoch problematisch, daraus 
zu folgern, daß allein deshalb der DGB, anders 
als z. B. die BDA, entscheidenden Einfluß im 
Bundestag besitze. Die Mitgliedschaft in einer 
Gewerkschaft ist vor allem in der SPD Tradi-
tion, ohne daß daraus notwendig folgt, daß alle 
DGB-Mitglieder im Bundestag bereit sind, die 
Interessen des DGB massiv zu vertreten. An-
dererseits sollte dieser Einflußkanal nicht 
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161unterschätzt werden ),  zumal er für den DGB 

quer durch die Parteien geht ).

Die Verbände haben weiterhin die Möglich-
keit, damit zu „drohen", daß bestimmte Geset-
zesregelungen das Wahlverhalten ihrer Mit-
glieder beeinflussen würden. So hat z. B. der 
DGB stets den Anteil der Arbeitnehmer am 
Zustandekommen dieser Regierung betont und 
daraus gefolgert: „Jetzt muß die Regierung, 
müssen die Sozialdemokraten in der Regierung 
(und im Bundestag) gerade in dieser Frage 
[Mitbestimmung — die Verf.] solidarisch mit 
den Arbeitnehmern und den Gewerkschaften 
sein.“ 163)

Audi die Union der leitenden Angestellten hat 
auf den besonders hohen Prozentsatz der FDP- 
Wähler unter den leitenden Angestellten hin-
gewiesen und auch darauf, daß diese starke 
Stellung gefährdet sei; denn „Verhältnisse zu 
Parteien sind nur so lange gut, wie gemein-
same Intere 164ssen bestehen" ).

Eine dritte Möglichkeit, sich Gehör zu ver-
schaffen, ist die öffentlichkeitswirksame Mo-
bilisierung der Basis in Großveranstaltungen, 
überraschend hat die BDA dieses Instrument 
als erste eingesetzt und am 26. 3. eine große 
Protestkundgebung in Köln durchgeführt165 ).

So hat der DGB-Vorsitzende Vetter geäußert: 
.Wir werden genug Mitstreiter im Bundestag fin-
den, um ein Gesetz zu bekommen, daß den Namen 
Mitbestimmung wirklich verdient". Zitiert nach 
.Vetter ist ganz optimistisch", a. a.O. In dieselbe 
Richtung tendiert auch wohl der Satz: „Der

162)

 DGB 
ist überzeugt, daß sich das Parlament nicht zur 
Vollstreckungsinstanz von Kabinettsbeschlüssen 
machen läßt." Erklärung des DGB-Bundesausschus- 
ses v. 6. März 1974, in: DGB-Nachrichten-Dienst. 
 Innerhalb der CDU stehen die Sozialausschüsse 

dem DGB besonders nahe.
163) Eugen Loderer, a. a. O.
164) ULA-Geschäftsführer Borgwardt, zitiert nach 

.Leitende Angestellte sind von der FDP enttäuscht“, 
Die Welt v. 24. Januar 1974.

165) Bei dieser Veranstaltung, an der angeblich 
3500 Arbeitgeber teilnahmen, kam es zu Zwischen-
fällen durch „Gegendemonstranten“ der IG Metall, 
die wiederum zu heftigen Ausfällen der Arbeit- 
geber, wie z. B. denen des Chefredakteurs des 

Ein weiteres Mittel ist die Einflußnahme auf 
die Öffentlichkeit durch Anzeigen. Von dieser 
Möglichkeit haben Interessenverbände der 
leitenden Angestellten bereits Gebrauch ge-
macht, die in einer An
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zeigenaktion vor der 

vorgesehenen Regelung warnten ).

Schließlich haben die Verbände die Möglich-
keit, mit dem Einsatz aller Rechtsmittel zu 
„drohen". So hat z. B. die BDA schon warnend 
erklärt, sie werde eventuell die Verfassungs-
mäßigkeit des Kompromisses gerichtlich über-
prüfen 167 lassen ).

Beim Vergleich der beiden Projekte Mitbe-
stimmung und Vermögensbildung fallen eini-
ge Abweichungen auf. Die erste betrifft den 
unterschiedlichen „Reifegrad“. Während im 
Bereich der Mitbestimmung ein ausformulier-
ter Gesetzentwurf vorliegt, gibt es im Bereich 
Vermögensbildung bisher nur „Grundlinien", 
die in einem Gesetzentwurf durch detaillierte 
Regelungen zu ergänzen sind. Auch sollen 
beide Regelungen zu unterschiedlichen Zeit-
punkten in Kraft treten: die Mitbestimmungs-
regelungen 1975, das Vermögensbildungsge-
setz nunmehr erst 1978.

Die Auseinandersetzung um die beiden Re-
formkomplexe war asymmetrisch. Der Schwer-
punkt lag eindeutig im Mitbestimmungsbe-
reich, was nicht zuletzt darauf zurückzufüh-
ren sein dürfte, daß sich die Interessenver-
bände hier am stärksten engagierten. Von den 
zwei wichtigsten Interessenverbänden attak- 
kierte die BDA beide Regierungsprojekte, 
während der DGB als stärkster Widerpart der 
BDA nur die Mitbestimmungsregelung kriti-
sierte und zu den Vermögensbildungsplänen 
bisher schwieg. Es bleibt abzuwarten, ob sich 
diese Konstellation bei den Parlamentsbera-
tungen ändern wird.

„Arbeitgebers" führten: „Kalt kalkuliertes Terror-
unternehmen ä la 1933, nur: 1974 rot statt braun." 
Jürgen Heinrichsbauer, Ein bemerkenswerter Tag, 
in: Der Arbeitgeber Nr. 7/74, S. 223.
166) Die Anzeige richtet sich vor allem gegen das 
Wahlverfahren, das „nicht mehr, sondern weniger 
Demokratie im Unternehmen!" bedeute. Interessant 
scheint auch der ausdrückliche Hinweis, daß die 
Kosten der Anzeige durch freiwillige Beiträge der 
leitenden Angstellten aufgebracht wurden. „Lei-
tende protestieren. Anzeige der leitenden Ange-
stellten im Verband angestellter Akademiker und 
leitender Angestellter der chemischen Industrie 
(VAA)", Die Welt v. 12. 2. 74.
167) Vgl. „Sozialausschüsse reden von Scheinpari-
tät. Arbeitgeber erwägen wegen Koalitions-Mit-
bestimmungskompromiß den Gang nach Karls-
ruhe", Frankfurter Rundschau v. 30. Januar 1974.



IX. Zusammenfassung unter dem Gesichtspunkt 
der Folgen für das System

Der analysierte Koalitionskompromiß in den 
Fragen der Mitbestimmung und Vermögens-
bildung soll nach dem Willen seiner Väter 
eine „Demokratisierung der Gesellschaft" und 
„Reform des Kapitalismus“ bewirken. Maiho-
fer glaubt, „daß das Gelingen oder Mißlingen 
dieser sozial-liberalen Reformen darüber ent-
scheidet, ob wir den Klassenstaat unter der 
Vorherrschaft des Kapitals... in unserem 
Lande endlich und endgültig überwinden oder 
nicht — und zwar ohne in einen Klassenstaat 
unter umgekehrten Vorzeichen umzukip-
pen." 168) - Damit ist die Frage nach den wahr-
scheinlichen Folgen der angestrebten Refor-
men für das Gesellschafts- und Wirtschaftssy-
stem der Bundesrepublik angeschnitten. Auch 
wenn die „Beschränkung" der Reformvorha- 
ben selbst innerhalb der Problemkomplexe 
Mitbestimmung in der Wirtschaft und Vermö-
gensbildung betont werden muß — z. B. allen-
falls indirekte Beiträge zur Humanisierung 
der Arbeitswelt und Lösung des Problems der 
Großvermögen — und diese Prioritätensetzung 
angreifbar ist, läßt sich doch die große Bedeu-
tung des Reformkonzeptes für das System 
nicht leugnen. Unter diesem Gesichtspunkt 
sollen daher im folgenden die grundsätzlichen 
Kritikpositionen kurz skizziert werden.

Auf marxistischer Seite lassen sich im we-
sentlichen zwei Positionen ausmachen. Die ei-
nen halten die Reformen für einen besonders 
abgefeimten Trick, das längst fällige Ableben 
eines nach wie vor kapitalistischen Systems 
einmal mehr hinauszuschieben und das revo-
lutionäre Potential ins System zu integrieren. 
Hauptbefürchtungen sind, daß das proletari-
sche Bewußtsein der Werktätigen weiter kor-
rumpiert werde, an die Stelle des Klassen-
kampfes die Ideologie der Sozialpartnerschaft 
und Kleinkapitalistenmentalität trete und die 
Gewerkschaften sich ihrer Basis weiter ent-
fremdeten. Dieser strikt ablehnenden Haltung, 
die die erhoffte Revolution nicht für das „Lin-
sengericht" angeblicher Schönheitsreparatu-
ren verkaufen will, steht eine andere gegen-
über, die insbesondere paritätische Mitbe-
stimmung als wichtigen Zwischenschritt, als 
Machtbastion für die Durchsetzung weiterge-
hender Forderungen nach Arbeiterkontrolle

168) Werner Maihofer, Auf dem Wege zum Bürger-
staat, in: Die Zeit v. 22. Februar 1974. 

und Vergesellschaftung der Produktionsmittel 
begreift. „Wirtschaftliche Mitbestimmung ist 
mithin Teilforderung in einem Gesamtkonzept 
gesellschaftlicher Demokratisierung; sie ist 
zugleich — sofern sie als Element einer um-
fassenderen Strategie der demokratischen und 
Arbeiterkontrolle entwickelt wird — eine 
Übergangslösung, die die unmittelbaren Inter-
essen an der Demokratisierung mit der Errin-
gung von autonomen Gegenmachtpositionen 
der Lohnabhängigen und der Perspektive ei-
ner fundamentalen Veränderung des gesell-
schaftlichen Kräfteverhältnisses zu verknüp-
fen vermag.“ 169)  Die von den Anhängern der 
eindeutig ablehnenden Position befürchteten 
systemstabilisierenden Folgen glaubt man 
durch eine entsprechende Ausgestaltung und 
Einbettung des Mitbestimmungskonzeptes 
vermeiden zu können. Für Vertreter dieser 
Position hängt damit alles von der Konkreti-
sierung der Mitbestimmungsforderung ab und 
zumindest Deppes Position zum Koalitions-
kompromiß ist eindeutig ablehnend: „Die so-
zialpartnerschaftliche Strategie der Integra-
tion der Lohnabhängigen und ihrer Organisa-
tionen in das bestehende Herrschaftssystem 
erweist sich so als das tragende Skelett die-
ses Sche 170inkompromisses." )

Ganz andere Befürchtungen führen nichtmar-
xistische Kritiker dazu, den Koalitionskom- 
promiß abzulehnen. Die Tarifautonomie ist 
nach Ansicht dieser Kritiker nur ein beson-
ders eklatantes Beispiel für die mit der paritä-
tischen Mitbestimmung verbundene Interes-
senkollision der Gewerkschaftsvertreter, die 
einerseits die Interessen der Arbeitnehmer 
gegen die Unternehmen zu vertreten hätten, 
andererseits die Unternehmenspolitik mitbe-
stimmten und damit den Arbeitnehmern ge-
genüberstünden. Das Problem der Interessen-
kollision und die damit verbundene Gefahr, 
daß sich die Gewerkschaftsvertreter der Ar-
beitnehmerbasis entfremdeten, hat immerhin 
auch nichtmarxistische Gewerkschaften, wie

169)  Frank Deppe, Thesen zur Diskussion um die 
Mitbestimmung und zum „Koalitionskompromiß , 
in: Blätter für deutsche und internationale Politik 
Nr. 2/74, S. 127 f.
170) Frank Deppe, a. a. O„ S. 133. Diese Einschät-
zung der beabsichtigten Mitbestimmungsregelung 
gilt nach Breuer „vielleicht sogar in noch krasse-
rem Maße" für das vorgelegte Vermögenskonzept 
Vgl. Wilhelm M. Breuer: a. a. O. 



die amerikanischen, dazu geführt, die DGB- 
Mitbestimmungsvorstellungen abzulehnen. 
Ein weiteres Argument der Kritiker ist die 
befürchtete Unterminierung der marktwirt-
schaftlichen Ordnung und ein vom demokrati-
schen Staat nicht mehr kontrollierbares 
Machtkartell der Produzenten. „Dazu wird der 
vom Gesetzgeber geschaffene Einigungs-
zwang stets ausreichen: den staatlichen Ein-
fluß gemeinsam zurückzuweisen, wenn man 
sich innerhalb der Unternehmen über Einfluß-
bereiche geeinigt hat." 171)  Eine Reihe von 
Kritikern befürchtet, daß an die Stelle des 
von Marxisten apostrophierten „Unterneh-
merstaates“ mit der Realisierung des Koali-
tionskompromisses eine neue, unkontrollierte 
Machtzusammenballung bei den Gewerk-
schaften trete: der „Gewerks 172chaftsstaat" ). 
In extremer Form sind die möglichen Auswir-
kungen der Koalitionsvorhaben von Wochner 
ausgemalt worden, der die Abschaffung der 
Staatsform „demokratische Republik" be-
fürchtet: „Verfassungswidrig ist diese Macht-
anhäufung auf eine außerparlamentarische 
Einrichtung allemal. Ob man auf die Verfas-
sungswidrigkeit das Recht zum Widerstand
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(Artikel 20 Absatz 4 Grundgesetz) gründen 
kann, mag diskussionswürdig sein." )
Auch wenn sich die Befürchtungen der Kriti-
ker je nach Ausgangsposition teilweise wi-
dersprechen — „Unternehmerstaat" gegen 
.Gewerkschaftsstaat“ —, folgt daraus nicht 
notwendig, daß sie sich gegenseitig aufheben 
und der Koalitionskompromiß „auf den Weg 
zum Bürgerstaat" führt. Ob die angeführten 
Bedenken zu Recht bestehen, wird sich weit-
gehend erst anhand praktischer Erfahrungen 
entscheiden lassen. Einmal sind die Konse-
quenzen von wichtigen vorgesehenen Rege-
lungen nicht eindeutig abschätzbar, zumal sie 
teilweise interdependent sind. Dies gilt z. B. 
für die Frage des Stichentscheides, einen 
möglichen Personalproporz, die Haltung der 
.Leitenden", die Politik der Fonds. Zum ande-
ren ist eine wichtige Frage, welche Ziele die 
personellen Träger der Reformmodelle, vor 
allem die Gewerkschaftsvertreter, verfolgen 
werden. Wird die Mitbestimmungsregelung

171) Ernst Mestmäcker, Durch Mitbestimmung zum 
Nachtwächterstaat, in: FAZ v. 9. März. 1974.

172) Vgl. z. b Diether Stolze, Auf dem Weg zum 
punktionärsstaat, in: Die Zeit v 1. Februar 1974; 
herbert Kremp, Der Eigentümer soll noch mit- 
^stimmen dürfen, in: Die Welt v. 28. Januar 1974.

173) Manfred Wochner, Die Mitbestimmung ändert 
“e Staatsform, in: FAZ v. 3. April 1974. 

z. B. als neues Modell der Konfliktregelung und 
Partnerschaft in einem marktwirtschaftlichen 
System angesehen oder werden die durch Mit- 
bestimmungs- und Fondslösung entstehenden 
Machtpositionen als Instrumente einer kurz-
fristigen „Doppelherrschaft" interpretiert, die 
zugunsten einer endgültigen „Systemüberwin-
dung" einzusetzen sind? Auch wenn man den 
Gewerkschaften „guten Willen" unterstellt, ist 
das Argument ernst zu nehmen, daß Macht-
kontrolle sich nicht auf den „guten Willen" 
von Machtträgern aller Art verlassen könne. 
„Zu normieren sind überprüfbare und erzwing-
bare Rechtsgrundsätze für die Ausübung der 
mit der paritätischen Mitbestimmung verbun-
denen B 174efugnisse." )

Angesichts der zunehmenden wirtschaftlichen 
Verflechtung innerhalb der Europäischen 
Gemeinschaft und der angestrebten weiterge-
henden wirtschaftlichen und politischen Inte-
gration ist es verblüffend, wie weit der euro-
päische Aspekt bei den vorgesehenen Rege-
lungen und ihrer Diskussion ausgeblendet 
worden ist. Obwohl es seit langem Bemühun-
gen um eine Harmonisierung der Mitbestim-
mungsregelungen auf der EG-Ebene und die 
Entwicklung eines Mitbestimmungsmodells 
für eine Europäische Aktiengesellschaft gibt 
und auch die Bundesregierung ständig den 
Willen zur europäischen Integration bekun-
det, gibt es keinen Hinweis, daß „europäische 
Überlegungen" beim Koalitionskompromiß ir-
gendeine Rolle gespielt haben 175 ).  Denkbar 
wäre allerdings auch, daß mit der vorgesehe-
nen Mitbestimmungsregelung versucht wird, 
vollendete Tatsachen in der Bundesrepublik 
Deutschland zu schaffen und über deren Ge-
wicht in der EG auch die EG-Mitbestimmungs-
regelungen stärker in Richtung des deutschen 
Modells zu beeinflussen. Derartige Überlegun-
gen könnten insbesondere für den DGB in Be-
tracht kommen, da die Mitbestimmungsvor-
stellungen der deutschen Gewerkschaften auf 
europäischer Ebene auch zwischen den Ge-
werkschaften durchaus umstritten sind und die 
DGB-Position bei europäischen Aktivitäten 
auch der kommunistisch orientierten Gewerk-
schaften vor allem Frankreichs und Italiens 
noch schwieriger werden dürfte.

174) Ernst Mestmäcker, a a. O.
175) In der Regierungserklärung Bundeskanzler 
Brandts vom 18. Januai 1973 findet sich immerhin 
noch der Satz: „Die Mitbestimmung der Arbeit-
nehmer wird uns auch in der Europäischen Ge-
meinschaft mehr als bisher beschäftigen."



Der Kabinettsbeschluß in Sachen Mitbestim-
mung und Vermögensbildung stellt bereits ei-
nen mühsam erreichten Kompromiß dar zwi-
schen schwer vereinbaren Ausgangspositio-
nen der Regierungsparteien SPD und FDP. Ob 
der Kompromiß in der vorgesehenen Form die 
parlamentarischen Hürden nimmt, ist ange-
sichts der dargestellten Kritik innerhalb und 
außerhalb der Regierungsparteien und der 
starken Position der CDU/CSU im Bundesrat 
noch keineswegs sicher. Abgesehen von der 
sachlichen Bedeutung der beiden Reformvor-

haben hat Maihofer ihre Realisierung auch z 
einer Existenzfrage für die sozial-liberal 
Koalition gemacht: „Hier geht es um hart 
Tatsachen, solche der Pa
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rteipolitik wie de 
Interessenpolitik. Um die einfache Tatsach 
nämlich, die sicherlich einer Partei wie de 
CDU nicht gleichgültig sein kann: daß da 
Gelingen oder Mißlingen dieser sozial-libera 
len Reformen über den Fortbestand dieser so 
zial-liberalen Koalition entscheidet." )

176) Werner Maihofer, Brügerstaat, a. a. O.
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Die sozial-liberale Koalition ist 1969 mit dem Programm angetreten, „innere Re-
formen" zu verwirklichen. Zu den Schwerpunkten der angestrebten „inneren Re-
formen" zählen Mitbestimmung und Vermögensbildung, für die nach langwierigen 
Verhandlungen zwischen den Regierungsparteien nunmehr ein Kompromiß in 
Form eines Kabinettsbeschlusses vorliegt.
Als Hintergrund für die Analyse des Koalitionskompromisses werden jeweils 
kurz Ausgangslage und Stellenwert von Mitbestimmung und Vermögensbildung 
sowie die programmatischen Positionen der Bundestagsparteien diskutiert. Neben 
den sachlichen Aspekten des Koalitionskompromisses wird auch die Methodik der 
Kompromißfindung und damit der politische Entscheidungsprozeß erörtert. Im 
Schlußkapitel wird versucht, die grundsätzlichen Positionen zu den Komplexen 
Mitbestimmung und Vermögensbildung zu umreißen. Dabei stehen die möglichen 
Auswirkungen auf das politische, wirtschaftliche und gesellschaftliche System der 
Bundesrepublik Deutschland im Vordergrund.


